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1    Rechtsgrundlagen  
    

1.1  Baugesetzbuch 

 

 (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.08.2020 
(BGBI. I S. 1728) 

    

1.2  Baunutzungsverordnung  (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786)  

    

1.3  Planzeichenverordnung  (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057); die 
im nachfolgenden Text zitierten Nummern beziehen sich auf den 
Anhang zur PlanZV 

    

1.4  Planungssicherstellungs-
gesetz 

 (PlanSiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.05.2020 
(BGBl. I S. 1041) 

    

1.5  Landesbauordnung für 
Baden-Württemberg 

 (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2019 (GBl. S. 313)  

    

1.6  Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg 

 (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. BW S. 581, ber. 
S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.12.2020 (GBl. 
S. 1095,1098) 

    

1.7  Bundesnaturschutzgesetz   (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.06.2020 (BGBl. I S. 1328) 

    

1.8  Naturschutzgesetz Ba-
den-Württemberg 

 (NatSchG Baden-Württemberg) vom 23.06.2015 (GBl. 2015 
S. 585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.07.2020 (GBI. 
S. 651) 
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2    Planungsrechtliche Festsetzungen (PF) mit Zeichen-
erklärung 

    

2.1    Allgemeines Wohngebiet (zulässige Art der baulichen Nutzung) 

Zulässig sind:  

− Wohngebäude 

− die der Versorgung des Gebiets dienende Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften 

Folgende Nutzungen, die gem. § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein zu-
lässig wären, sind nur ausnahmsweise zulässig (§ 1 Abs. 5 
BauNVO):  

− nicht störende Handwerksbetriebe 

− Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke  

Folgende Nutzungen, die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zugelassen werden könnten, werden nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes (§ 1 Abs. 6 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO):  

− Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

− sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

− Anlagen für Verwaltungen 

− Gartenbaubetriebe 

− Tankstellen (Ausnahmsweise können Elektrotankstellen als ein-
zelne Ladesäulen im Sinne von Tankstellen oder nicht störenden 
Gewerbebetrieben zugelassen werden (§ 1 Abs. 9 BauNVO).) 

− fernmeldetechnische Hauptanlagen sowie Haupt- oder Neben-
anlagen zur Erzeugung von Energie durch Windkraft  

− fernmeldetechnische Nebenanlagen (z.B. Mobilfunkanlagen) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO; Nr. 1.1.3. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

  

 

 

  

WA 
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2.2  GRZ .... 

 

 Maximal zulässige Grundflächenzahl  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.5. PlanZV; siehe Typenschablonen) 

    

2.3  GR .... m2 

 

 Maximal zulässige Grundfläche bezogen auf die jeweilige über-
baubare Grundstücksfläche in Verbindung mit eventuell festgesetz-
ten Abgrenzungen von unterschiedlichem Maß der Nutzung. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 Abs. 2 BauNVO; 
Nr. 2.6. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.4  Überschreitung der ma-
ximal zulässigen Grund-
fläche  

 Die maximal zulässige Grundfläche darf neben der in § 19 Abs. 4 
Satz 2 BauNVO getroffenen Vorschrift zur Überschreitung (50 %) um 
weitere 50 %, jedoch höchstens bis zu einer Grundflächenzahl von 
0,80, überschritten werden, sofern es sich bei der zuletzt genannten 
Überschreitung ausschließlich um folgende Anlagen handelt:   

− nicht vollflächig versiegelte Stellplätze und nicht vollflächig ver-
siegelte Zufahrten 

− Nebenanlagen, die keine Gebäude oder Gebäudeteile sind im 
Sinne des § 14 BauNVO 

− bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die 
das Baugrundstück lediglich unterbaut wird 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 19 Abs. 4 BauNVO) 

    

2.5  GH .... m ü. NN 

 

 Maximal zulässige Gesamt-Gebäudehöhe über NN  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
siehe Planzeichnung) 

    

2.6  WH .... m ü. NN 

 

 Maximal zulässige Wandhöhe über NN  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
siehe Planzeichnung) 
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2.7  Maßgaben zur Ermitt-
lung der Gebäudehöhe 
(GH ü. NN und WH ü. 
NN) 

 Die Festsetzungen zu den Gebäudehöhen gelten für Gebäudeteile 
des Hauptgebäudes, die für die Abwehr gegen Wettereinflüsse er-
forderlich sind (z.B. Dach einschließlich Dachüberstände). Ausge-
nommen sind Anlagen zur Gewinnung von Sonnenergie (Wärme, 
Elektrizität) sowie untergeordnete anderweitige Bauteile (z.B. 
Schornsteine, Antennen etc.). 

Die GH ü. NN wird an der höchsten Stelle der Dachkonstruktion ge-
messen (bei Pultdächern einschließlich Dachüberstand, bei Flachdä-
chern einschließlich Attika oder sonstigen konstruktiven Elementen).   

Bei Gebäuden mit Pultdach bzw. Flachdach muss die die GH ü. NN 
um 1,25 m unterschritten werden.  

Sofern bei Gebäuden mit Flachdach die Dachhaut des obersten Ge-
schosses die festgesetzte WH ü. NN überschreitet ist dieses Geschoss 
gegenüber dem darunterliegenden Geschoss bezüglich der Ge-
schossfläche, um mind. 33 % kleiner auszuführen. Nicht vollständig 
geschlossene Gebäudeteile (z.B. Terrassenüberdachung, Dachvor-
sprünge etc.) bzw. nur temporär geschlossene Gebäude bzw. Gebäu-
deteile, die nicht für den dauernden Aufenthalt auch im Winter ge-
eignet sind (z.B. Pergola, Zelt) bleiben hiervon unberücksichtigt. 

Die WH ü. NN wird am Schnittpunkt der Außenwand (außen) mit 
der Dachhaut (außen) gemessen. Sofern sich in diesem Bereich 
Brüstungen oder Geländer befinden ist an deren Oberkanten zu mes-
sen, sofern sie nicht überwiegend transparent ausgeführt sind (z.B. 
dünne Gitterstäbe, transparentes Glas).  

Bei deutlich untergeordneten Abschnitten von Außenwänden bleibt 
eine Überschreitung der WH ü. NN unberücksichtigt, sofern diese 
Abschnitte zum Gebäude hin zurückspringen. Untergeordnet sind 
diese Abschnitte dann, wenn sie nicht mehr als 25% der Hausbreite, 
gemessen jeweils an den Außenkanten der sich gegenüberliegenden 
Hauswände, einnehmen. Überschreitungen der WH ü. NN durch 
Bauteile wie Zwerchgiebel oder Widerkehre bleiben unberücksich-
tigt, sofern evtl. getroffene Vorschriften zu den genannten Bauteilen 
eingehalten bleiben.  

Bei Gebäuden, die im Bereich von zwei verschiedenen der jeweiligen 
Festsetzungen zur Gebäudehöhe liegen (durch Nutzungskette ge-
trennt) ist entsprechend der Lage des Gebäudes zu interpolieren. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO) 
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2.8  o  Offene Bauweise  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 Abs. 1 BauNVO; Nr. 3.1. PlanZV; siehe 
Typenschablonen) 

    

2.9    Baugrenze (überbaubare Grundstücksfläche für Hauptgebäude) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO; Nr. 3.5. PlanZV; 
siehe Planzeichnung) 

    

2.10  Untergeordnete Neben-
anlagen, sonstige bauli-
chen Anlagen und Ein-
richtungen in den priva-
ten Grundstücken  

 

 Die Zulässigkeit von untergeordneten Nebenanlagen und Einrich-
tungen im Sinne des § 14 BauNVO wird wie folgt eingeschränkt, 
bzw. ausgeschlossen:  

− außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche (Baugrenze, 
Baulinie) wird die Gesamthöhe von Gebäuden oder Gebäude-
teilen gegenüber dem endgültigen Gelände auf 3,50 m be-
schränkt; 

− in einem Bereich von 1,00 m (gemessen ab Fahrbahnrand, 
Hinterkante Randstein) zwischen der Verkehrsfläche (Grund-
stücksgrenze) und der überbaubaren Grundstückfläche (Bau-
grenze) sind nur Anlagen und Einrichtungen zulässig, die mit 
der endgültigen Geländeoberkante abschließen (z.B. Zufahrten) 
und die die Durchführung des Winterdienstes nicht beeinträch-
tigen;  

− fernmeldetechnische Nebenanlagen (Mobilfunk) sowie Neben-
anlagen zur Erzeugung von Energie durch Windkraft im Sinne 
des § 14 Abs. 2 BauNVO sind unzulässig.  

Stellplätze und Garagen sowie die gemäß § 14 BauNVO zulässigen 
Nebenanlagen, sind auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig. 

Garagen sind im Erdgeschoß des Hauptgebäudes bis maximal 
50 % der Grundfläche des Hauptgebäudes zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 u. 23 BauNVO; § 1 Abs. 6 
i.V.m. Abs. 9 BauNVO) 
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2.11  E.../D... Wo  Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden; die 
Differenzierung nach Bauweise bzw. Zuordnung ist wie folgt be-
stimmt:  

   −  E... als max. Wohnungsanzahl pro Einzelhaus (als Wohnge-
bäude) 

   −  D... als max. Wohnungsanzahl pro Doppelhaushälfte (als 
Wohngebäude) 

   (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB; siehe Typenschablonen) 

    

2.12    Sichtflächen für den fließenden Verkehr; innerhalb der Fläche 
muss eine uneingeschränkte Sicht jeweils zwischen 0,80 m und 
2,50 m über Fahrbahn-Oberkante gewährleistet sein. Einzelne 
Bäume (Hochstämme mit Ast-Ansatz über 2,80 m) sind zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.13    Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.1. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

2.14    Verkehrsflächen für eine spätere Erweiterung des Baugebie-
tes; tritt der Umstand ein, dass das Baugebiet "Gruber II" durch 
einen rechtsverbindlichen Bebauungsplan nach Süden erweitert 
wird, wird diese Fläche zur Verkehrsfläche. Bis zu diesem Umstand 
ist diese Fläche als Verkehrsflächen als Begleitfläche (bspw. nutz-
bar als Schneelagerfläche) festgesetzt und bleibt unausgebaut. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 i.v.m. Abs. 2 BauGB; Nr. 6.1. PlanZV; siehe Plan-
zeichnung)   

    

2.15    Verkehrsflächen als Begleitfläche; für Straßenbegleitgrün, 
Stellplätze, Randflächen (z.B. Schotterrasen, Rasenpflaster etc.);  

In den Bereichen, die für Grundstückszufahrten erforderlich sind, 
können diese Flächen unterbrochen und befestigt werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; siehe Planzeichnung) 
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2.16    Straßenbegrenzungslinie mit Bemaßung für das Regelprofil; äu-
ßere Umgrenzung aller Verkehrsflächen (Bemaßung beispielhaft 
aus der Planzeichnung)  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.2. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.17    Bereich ohne Ein- und Ausfahrt  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.4. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.17a   Versorgungsanlagen für Elektrizität; hier Umspannstation  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB; Nr. 7. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.18  Unterirdische Bauweise 
von Niederspannungslei-
tungen 

 Niederspannungsleitungen sind ausschließlich in unterirdischer 
Bauweise zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

    

2.19  Ableitung von Nieder-
schlagswasser in den pri-
vaten Grundstücken, Ma-
terialbeschaffenheit ge-
genüber Niederschlags-
wasser  

 

 Niederschlagswasser von versiegelten Flächen (Dach- und Hofflä-
chen) ist im Trennsystem abzuleiten. 

Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Nieder-
schlagswasser in Berührung kommen (z.B. Dachdeckungen, je-
doch nicht Rinnen, Fallrohre, Geländer etc.) sind Oberflächen aus 
Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern diese Ober-
flächen nicht mit geeigneten anderen Materialien (z.B. Kunststoff-
beschichtung) dauerhaft gegen Niederschlagswasser abgeschirmt 
werden.  

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 u. 20 BauGB) 

    

2.20    Öffentliche Grünfläche als Durchgrünung (bspw. Rasenfläche) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB; Nr. 9. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

5,70 

Öffentliche Grünfläche 
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2.21  Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur und 
Landschaft 

 

 Für die Außenbeleuchtung sind nur mit Lichtstrahl nach unten ge-
richtete, vollständig insektendicht eingekofferte (staubdichte) LED-
Lampen oder nach dem Stand der Technik vergleichbare insekten-
schonende Lampentypen mit einer max. Lichtpunkthöhe von 
5,50 m über der Geländeoberkante zulässig.  

Es sind nur Photovoltaik-Module zu verwenden, die weniger als 
6 % polarisiertes Licht reflektieren (je Solarglasseite 3 %). 

Die Maßnahmen bzw. Vorschriften sind im gesamten Geltungsbe-
reich durchzuführen bzw. zu beachten. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

 
   

2.22  Bodenbeläge in den pri-
vaten Grundstücken/Was-
serdurchlässige Beläge 

 Für Stellplätze, Zufahrten und untergeordnete Wege sind aus-
schließlich wasserdurchlässige Beläge (z.B. in Splitt verlegtes 
Pflaster mit Rasenfuge, Drainfugenpflaster, Rasengittersteine, 
Schotterrasen, Kiesflächen) zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.23    Leitungsrecht zu Gunsten des Entsorgungsträgers (Gemeinde) in 
Form von unterirdischen Infrastrukturleitungen (Schmutz-/Regen-
wasserkanäle, Wasserleitung, Kabelleerrohre/Kabel).  

Eine Überbauung ist lediglich mit leicht entfernbaren baulichen 
Anlagen oder Einrichtungen zulässig (z.B. Stellplätze, jedoch keine 
baulichen Anlagen mit durchgängigen Fundamenten, Bodenplat-
ten etc.). 

Die Pflanzung von tiefwurzelnden Bäumen und Sträuchern (sog. 
"Tiefwurzler") ist unzulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB; Nr. 15.5. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.24    Zu pflanzender Baum 2. Wuchsklasse als Baum bis 15 m Höhe, 
verbindlicher Standort, der innerhalb der jeweiligen Verkehrsfläche 
als Begleitfläche um bis zu 3,00 m verschiebbar ist; es sind aus-
schließlich Gehölze aus der Pflanzliste zu "Pflanzungen in den öf-
fentlichen Flächen" zu verwenden.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB; Nr. 13.2. PlanZV; siehe Planzeich-
nung) 

     LR 
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2.25    Zu pflanzender Baum, variabler Standort innerhalb der jeweili-
gen Verkehrsfläche als Begleitfläche bzw. öffentlichen Grünfläche; 
es sind ausschließlich Gehölze aus der Pflanzliste zu "Pflanzungen 
in den öffentlichen Flächen" zu verwenden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB; Nr. 13.2. PlanZV; siehe Planzeich-
nung) 

    

2.26  Pflanzungen in den 
öffentlichen Flächen 

 Pflanzungen: 

− Für die Pflanzungen in den öffentlichen Flächen sind aus-
schließlich standortgerechte, heimische Bäume und Sträucher 
aus der unten genannten Pflanzliste zu verwenden. 

− Die öffentlichen Grünflächen als Durchgrünung sind mit Gehöl-
zen zu bepflanzen. Abgehende Gehölze sind durch eine entspre-
chende Neupflanzung zu ersetzen. 

− Unzulässig sind Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkran-
kungen im Obst- und Ackerbau gelten, speziell die in der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit (Feuer-
brandverordnung vom 20.12.1985, BGBl. I, 1985 S. 2551, 
zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 10.10.2012, 
BGBl. I S. 2113) genannten.  

Für die öffentlichen Flächen festgesetzte Pflanzliste: 
    

   Bäume 1. Wuchsklasse   

   Spitz-Ahorn Acer platanoides 
   Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 
   Schwarz-Erle Alnus glutinosa 
   Grau-Erle Alnus incana 
   Hänge-Birke Betula pendula 
   Rotbuche Fagus sylvatica 
   Zitterpappel Populus tremula 
   Stiel-Eiche Quercus robur 
   Sommer-Linde Tilia platyphyllos 
   Berg-Ulme Ulmus glabra 
     

   Bäume 2. Wuchsklasse   

   Obsthochstämme   
   Feld-Ahorn Acer campestre 
   Hainbuche Carpinus betulus 
   Vogel-Kirsche Prunus avium 
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   Sal-Weide Salix caprea 
   Fahl-Weide Salix rubens 
     

   Sträucher  

   Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
   Gewöhnliche Hasel Corylus avellana 
   Gewöhnliches Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 
   Faulbaum Frangula alnus 
   Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare 
   Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
   Gewöhnliche Traubenkirsche Prunus padus subsp. padus 
   Schlehe Prunus spinosa 
   Echter Kreuzdorn Rhamnus cathartica 
   Hunds-Rose Rosa canina 
   Ohr-Weide Salix aurita 
   Grau-Weide Salix cinerea 
   Purpur-Weide Salix purpurea 
   Fahl-Weide Salix rubens 
   Mandel-Weide Salix triandra 
   Korb-Weide Salix viminalis 
   Schwarzer Holunder Sambucus nigra 
   Trauben-Holunder Sambucus racemosa 
   Wolliger Schneeball Viburnum lantana 
   Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus 

   (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

    

2.27  Pflanzungen in dem Bau-
gebiet (private Grundstü-
cke) 

 Pflanzungen: 

− Für die Pflanzungen in dem Baugebiet sind standortgerechte, 
heimische Bäume und Sträucher aus der oben genannten 
Pflanzliste zu verwenden. 

− Auf max. 5 % der Grundstücksfläche sind auch Sträucher, die 
nicht in der o.g. Pflanzliste festgesetzt sind, zulässig (z.B. Zier-
sträucher, Rosenzüchtungen). 

− Pro 500 m² (angefangene) Grundstücksfläche ist mindestens 
1 Laubbaum aus der o.g. Pflanzliste zu pflanzen. Abgehende 
Bäume sind durch eine entsprechende Neupflanzung zu erset-
zen. 

− Im Übergangsbereich zur freien Landschaft und in Bereichen, 
die an öffentliche Flächen angrenzen, sind ausschließlich Laub-
gehölze zulässig. 
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− Unzulässig sind Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkran-
kungen im Obst- und Ackerbau gelten, speziell die in der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit (Feuer-
brandverordnung vom 20.12.1985, BGBl. I, 1985 S. 2551, 
zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 10.10.2012, 
BGBl. I S. 2113) genannten.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

 
   

2.28    Abgrenzung ("Nutzungskordel") von unterschiedlicher Art 
und/oder unterschiedlichem Maß der Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 BauGB und § 16 Abs. 5 BauNVO; Nr. 15.14. PlanZV; 
siehe Planzeichnung) 

    

2.29    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes "Gruber II" der Gemeinde Ertingen 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeichnung) 
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3    Örtliche Bauvorschriften (ÖBV) gemäß § 74 LBO  
mit Zeichenerklärung 

    

3.1    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der örtlichen Bauvor-
schriften zum Bebauungsplan "Gruber II" der Gemeinde Ertingen 

(§ 9 Abs. 7 BauGB, Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

3.2  SD/WD/ZD/PD/FD  Dachformen für Hauptgebäude (alternativ); entsprechend der 
in der Typenschablone vorgeschriebenen Liste kann unter Einhal-
tung der nachfolgenden Maßgaben gewählt werden (ausschließ-
lich):  

− SD: Satteldach; zwei im Winkel von 180 ° zu einer senkrech-
ten Achse verdrehte geneigte Dachflächen mit einheitlicher 
Dachneigung, die sich in einer gemeinsamen Schnittlinie tref-
fen (First), ein geringfügiger, parallel seitlicher Versatz der bei-
den Dachflächen ist zulässig, sofern die gemeinsame Firstlinie 
dabei für die Gesamterscheinung als Satteldach dominant 
bleibt; so genannte Krüppelwalme sind nicht zulässig; 

− WD: Walmdach; auch Krüppelwalm; vier im Winkel von je-
weils 90 ° zu einer senkrechten Achse verdrehte geneigte Dach-
flächen mit einheitlicher Dachneigung, von denen sich genau 
zwei gegenüberliegende Flächen in einer gemeinsamen 
Schnittlinie treffen (First); 

− ZD: Zeltdach; vier im Winkel von jeweils 90 ° zu einer senk-
rechten Achse verdrehte geneigte Dachflächen mit einheitlicher 
Dachneigung, von denen sich alle vier in einem gemeinsamen 
Punkt treffen (First);  

− PD: Pultdach; eine zu mindestens 75 % nicht versetzte, zu-
sammenhängende Dachfläche mit einheitlicher Dachneigung 
und Ausrichtung;  

− FD: Flachdach; eine zusammenhängende (nicht versetzte) 
Dachfläche mit einheitlicher Dachneigung und Ausrichtung; 

Zur Einhaltung der jeweiligen Dachform müssen mind. 50 % der 
gesamten Grundfläche des Baukörpers des jeweiligen Hauptge-
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bäudes von dieser Dachform überdeckt sein. Die Flächen von Dach-
überständen werden dabei gewertet. Nicht gewertet werden jedoch 
die Flächen von  

− untergeordneten Verbindungs- bzw. Anbauten,  

− Dachaufbauten und Dachaussparungen, 

− nicht vollständig geschlossenen Gebäudeteilen (z.B. Terrassen-
überdachung),  

− nur temporär geschlossenen Gebäuden bzw. Gebäudeteilen, 
die nicht für den dauernden Aufenthalt auch im Winter geeig-
net sind (z.B. Pergola, Zelt). 

Für die Unterscheidung der Dachformen Satteldach und Pultdach 
gilt: Bei der Dachform Pultdach müssen mindestens 75 % aller 
Dachebenen des jeweiligen Hauptgebäudes zueinander parallel 
sein. Die Fläche einer Dachebene wird in der senkrechten Projek-
tion auf die Fläche gemessen.  

Bei den Dachformen, die nicht Flachdach sind, darf die Ansicht aus 
der Fußgängerperspektive nicht den Eindruck eines Flachdaches 
erwecken (Schnittlinie Dach/Außenwand nicht durch vorgelagerte 
Wandscheibe verdecken).  

Bei Hauptgebäuden, die aus mehreren Teilbaukörpern bestehen, 
können die o. g. Dachformen kombiniert werden, sofern die ein-
zelnen Teilbaukörper dabei noch getrennt wahrnehmbar bleiben 
bzw. nur durch untergeordnete Verbindungsbauten miteinander 
verbunden sind.  

Die o. g. Vorschriften zu den Dachformen gelten nicht für unterge-
ordnete Bauteile der Dächer (z.B. Gauben, Zwerchgiebel) bzw.  
sonstige Nebenanlagen (z.B. Geräteschuppen) sowie für Garagen. 
Diese sind frei gestaltbar.  

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO; siehe Typenschablonen) 

    

3.3  DN .... - ....°  Dachneigung; Winkel zwischen der Horizontalen und der Ebene 
des Daches als Mindest- und Höchstmaß; gilt für das Dach des 
Hauptgebäudes sowie für Terrassengeschosse. 

Auf Grund der für die entsprechenden Dachformen unterschiedlich 
festgesetzten Dachneigungen gilt folgende Unterscheidung: 
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− Hauptgebäude mit einem Terrassengeschoss sind solche, bei 
denen die Geschossfläche des obersten Geschosses um mind. 
33 % kleiner als jedes der darunter liegenden freien, d.h. 
rundum sichtbaren Geschosse ist; nichtüberdachte Terrassen 
und Balkone des obersten Geschosses bleiben unberücksichtigt. 

− Hauptgebäude mit Pultdach sind solche bei denen mindestens 
75 % ihrer Dachebenen parallel sind. 

− Hauptgebäude mit Flachdach weisen eine maximale Dachnei-
gung von 3° auf. 

Die Dachebenen der jeweiligen Baukörper von Hauptgebäuden 
sind in der gleichen Dachneigung auszuführen.  

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO; siehe Typenschablonen) 

    

3.4  Anlagen zur Gewinnung 
von Sonnenenergie 

 

 Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie (Sonnenkollektoren, 
Photovoltaik-Anlagen) sind parallel zur jeweiligen Dachfläche zu 
montieren. Dabei ist ein Abstand bis max. 0,40 m zur Dachhaut 
zulässig.  

Anlagen auf Flachdächern (0-3 ° Dachneigung) müssen nicht pa-
rallel montiert werden, wenn sie gegenüber der Dachkante (Attika) 
so weit abgerückt sind, dass sie bei einem Betrachtungswinkel von 
45 ° von unten nicht sichtbar bleiben.  

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

    

3.5  Materialien für die Dach-
deckung 

 

 Als Dachdeckung für geneigte Dächer von Hauptgebäuden ab einer 
Dachneigung von 18 ° sind ausschließlich Dachplatten (kleinteilige 
Schuppendeckung wie z.B. Dachziegel, Dachpfannen, Betondach-
steine etc.) sowie eine vollständige Begrünung zulässig. 

Für diejenigen Bereiche dieser Dächer, die der Gewinnung von Son-
nenenergie dienen, sind darüber hinaus Materialien zulässig, die für 
diese Anlagen (Sonnenkollektoren, Photovoltaik-Anlagen) zum 
Zeitpunkt der Errichtung üblich bzw. erforderlich waren. 

Für untergeordnete Bauteile (Verbindungsteile, Abdichtungsele-
mente etc.) sind in jedem Fall andere Materialien zulässig. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
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3.6  Farben   Als Farbe für Dächer sind nur rote bis rotbraune sowie betongraue 
bis anthrazitgraue Töne zulässig, dies gilt nicht für begrünte Dächer.  

Für Dachflächen, die der Gewinnung von Sonnenenergie dienen, 
sind die Farben zulässig, die für entsprechende Anlagen (Sonnen-
kollektoren, Photovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich sind. 

Für untergeordnete Bauteile (Verbindungsteile, Abdichtungsele-
mente etc.) sind darüber hinaus andere Farben zulässig. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

    

3.7  Anzahl der Stellplätze in 
den privaten Grundstü-
cken  

 Die Anzahl der nachzuweisenden Stellplätze pro Wohnung für pri-
vate Grundstücke beträgt zwei. Für andere Nutzungen als Wohnen 
bleiben die gesetzlichen Vorschriften unbenommen. 

(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 

 
   Wohnungsgröße (WoFlV) Stellplätze hierfür 

   kleiner 30 m2 1,0 

   30 m2 bis (kleiner) 50 m2 1,5 

   ab 50 m2 2,0 

 
   Für andere Nutzungen als Wohnen bleiben die gesetzlichen Vor-

schriften (bzw. gemeindliche Stellplatzsatzung) unbenommen. 

(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 

    

3.8  Einfriedungen und Stütz-
mauern in dem Bauge-
biet  

 Mauern über eine Höhe von 0,30 m über dem endgültigen Gelände 
als Einfriedungen sind unzulässig.  

Sämtliche Einfriedungen (tote und lebende) sowie Stützmauern 
entlang der öffentlichen Verkehrsflächen haben einen Mindestab-
stand von 0,50 m zur Fahrbahn bzw. zum Fuß- und Radweg, Hin-
terkante Randstein/Rabatte einzuhalten. Dies gilt nicht bei Ausfüh-
rung mit Gehweg, hier ist die Einfriedung direkt an die Hinterkante 
Randstein/Rabatte zulässig. Bei Einhaltung des Mindestabstandes 
ist eine Höhe der Einfriedung von 1,50 m über dem Gelände zuläs-
sig. Je höher die Einfriedung, desto größer muss der Abstand zur 
Fahrbahn bzw. zum Fuß- und Radweg, Hinterkante Randstein/Ra-
batte, sein. Bei lebenden Einfriedungen ist nicht der Stamm maß-
gebend, sondern die der Verkehrsfläche zugekehrte Seitenfläche der 
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lebenden Einfriedung. Die Seitenausdehnung der lebenden Einfrie-
dung ist beim Setzen zu berücksichtigen. 

Einfriedungen aus Stacheldraht und Elektrozäune sind unzulässig. 

Hinweis: Bei der Herstellung bzw. Pflanzung von Einfriedungen ist 
das Nachbarrechtsgesetz BW zu berücksichtigen. 

Hinweis: Zäune sollten zum Boden/Gelände hin einen Abstand von 
mind. 0,15 m zum Durchschlüpfen von Kleinlebewesen aufweisen. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 
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4    Hinweise und Zeichenerklärung  
    

4.1    Bestehendes Gebäude (Wohngebäude/Wirtschafts- oder Neben-
gebäude) zur Zeit der Planaufstellung (siehe Planzeichnung) 

    

4.3    Geplante Grundstücksgrenzen; die so gekennzeichneten Grenzen 
stellen einen Vorschlag zur Aufteilung der Grundstücke dar (siehe 
Planzeichnung) 

4.4  Nr. ....;....m2  Nummerierung und voraussichtliche Größe der Grundstücke 
(Nummerierung von Nordwest nach Südost; siehe Planzeichnung) 

    

4.5    Bestehende Flurstücksnummer (beispielhaft aus der Planzeich-
nung) 

    

4.6    Vorhandenes (natürliches) Gelände; Darstellung der Halbmeter-
Höhenschichtlinien (beispielhaft aus der Planzeichnung, siehe Plan-
zeichnung) 

    

4.7  Begrünung privater 
Grundstücke  

 

 Gem. § 9 Abs. 1 LBO müssen die nichtüberbauten Flächen der be-
bauten Grundstücke Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für 
eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. Ist eine Begrü-
nung oder Bepflanzung der Grundstücke nicht oder nur sehr einge-
schränkt möglich, so sind die baulichen Anlagen natürlich zu begrü-
nen, soweit ihre Beschaffenheit, Konstruktion und Gestaltung es zu-
lassen und die Maßnahme wirtschaftlich zumutbar ist. 

    

4.8  Förderung der 
Artenvielfalt 

 Privatgärten sollten möglichst naturnah und strukturreich gestaltet 
werden (z.B. Bereiche mit insektenfreundlichen, blütenreichen Wie-
senmischungen, naturnah gestalteter Gartenteich, Trockenmauer 
oder Steinhäufen, Bäume, Sträucher, verwilderte Ecken, Vogel- 
und/oder Fledermauskästen, Insektenhotels). 

    

 
587.50 

587.00 
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4.9  Klimaschutz  Die Nutzung geeigneter erneuerbarer Energiequellen wie insbeson-
dere Solarthermie, Photovoltaik, Windenergie und Geothermie wer-
den empfohlen.  

Privatgärten sollten möglichst durchgängig mit heimischen und 
standortgerechten Pflanzen begrünt sein. Eine Dachbegrünung bei 
Dächern mit einer Dachneigung unter 15° und/oder eine Fassaden-
begrünung wird empfohlen. Bei der Pflanzung von Bäumen sollte 
eine Verschattung der Gebäude vermieden werden. 

    

4.10  Nachhaltige Ressourcen-
nutzung 

 Es wird empfohlen, Regenwasser möglichst an Ort und Stelle versi-
ckern zu lassen und zur Bewässerung von Garten und Balkonpflan-
zen Regenwasser zu nutzen. Hierzu eignen sich Regenwasser-Auf-
fangbecken (Zisternen). Auch Gartenteiche können mit Regenwasser 
gefüllt werden. Die Nutzung von Regenwasser zur Toilettenspülung 
sowie zum Wäschewaschen ist ebenfalls möglich, hierzu ist die 
"DIN 1989 Regenwassernutzungsanlagen" zu berücksichtigen. 

Zur Nutzung von Bioabfällen wird die Errichtung eines Komposts 
empfohlen. 

    

4.11  Natur- und Artenschutz  Die Außenbeleuchtung sollte in den Nachtstunden soweit aus Grün-
den der Verkehrssicherheit möglich abgeschaltet oder bedarfsweise 
über Bewegungsmelder gesteuert werden. 

Zäune sollten zum Boden/Gelände hin einen Abstand von mind. 
0,15 m zum Durchschlüpfen von Kleinlebewesen aufweisen. 

Bei der Pflanzung von Bäumen und Hecken ist das Nachbarrechts-
gesetz zu berücksichtigen. 

Zur Entwicklung von Extensivwiesen sollten die öffentlichen Grünflä-
chen durch zweimalige Mahd pro Jahr (1. Mahd nicht vor dem 
15.06; 2. Mahd Ende September) gepflegt werden. Das Mähgut 
sollte von der Fläche entfernt werden. Die Ausbringung von Dünge- 
oder Pflanzenschutzmitteln sollte vermieden werden. 

    

4.12  Artenschutz  Um Verbotstatbestände im Sinne des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu ver-
meiden, muss die Räumung der Baufelder sowie die Beseitigung der 
Gehölze zwischen 01.10. und 28.02. außerhalb der Brutzeit von 
Vögeln erfolgen. 
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Abwasserleitung 

Um den Kronen- und Wurzelbereich vorhandener Bäume nicht zu 
beschädigen und den Gehölzbestand bestmöglich zu schützen, soll-
ten alle baulichen Maßnahmen gemäß DIN 18920 "Landschafts-
bau-Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen 
bei Baumaßnahmen" sowie RAS-LP4 "Richtlinie für die Anlage von 
Straßen, Teil Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, 
Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen" durchge-
führt werden.  

Die östlich angrenzende Streuobstwiese ist während der Bauzeit mit 
einem Bauzaun zu sichern (vgl. Stellungnahme Landratsamt Biber-
ach vom 30.01.2020). 

Bezüglich ausführlicher Erläuterungen siehe faunistisches Fachgut-
achten vom 13.09.2021, ergänzt am 05.11.2021 

    

4.13  Aufschüttungen und 
Stützmauern für den 
Straßen- und Wegebau 

 Im Rahmen von Kaufverträgen können privatrechtliche Vereinbarun-
gen getroffen werden, dass das Hineinreichen des Straßenkörpers 
mit der Frostschutzschicht und Stützbauwerken (wie bspw. dem Hin-
terbeton von Randeinfassungen) in angrenzende Privatgrundstücke 
ohne Kostenersatz zu dulden ist und diese nicht beseitigt bzw. in 
ihrer Substanz gefährdet werden dürfen. 

    

4.14  Standorte für die Straßen-
beleuchtung 
 

 Es wird darauf hingewiesen, dass ggf. im Rahmen der Erschließung 
Standorte für die Straßenbeleuchtung mit entsprechender Ver-
kabelung in den privaten Grundstücken auf einer Breite von bis zu 
0,50 m entlang der öffentlichen Verkehrsflächen erforderlich sind. 
Die Gemeinde Ertingen behält sich die Auswahl der hierfür geeigne-
ten Standorte sowie evtl. erforderliche Vereinbarungen vor.  

    

4.15    Abwasserleitungen unterirdisch, hier Abwasserleitung der Ge-
meinde Ertingen (siehe Planzeichnung) 

    

4.16    Versorgungsleitungen unterirdisch, hier Fernwärmeleitung mit 
Datenkabel (siehe Planzeichnung) 

    

 

Fernwärmeleitung mit 
Datenkabel 
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4.17    Sichtflächen für den fließenden Verkehr (außerhalb des Gel-
tungsbereiches); innerhalb der Fläche ist eine uneingeschränkte 
Sicht jeweils 0,80 m über Fahrbahnoberkante zu gewährleisten 
(siehe Planzeichnung). 

    

4.18    Retentionsbereich für Niederschlagswasser (siehe Planzeichnung) 

    

4.19  Bodenschutz  Um den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden 
sicherzustellen wird empfohlen, ein Bodenmanagementkonzept zu 
erstellen und die Bauausführung bodenkundlich begleiten zu las-
sen. Das Bodenmanagementkonzept sollte folgende Punkte umfas-
sen: Feststellung der physikalischen Eigenschaften des auszuheben-
den Bodens; Erdmassenberechnungen (getrennt nach A-, B-, C-Ho-
rizont); Mengenangaben bezgl. künftiger Verwendung des Bodens; 
direkte Verwendung (im Baugebiet, außerhalb des Baugebietes); 
Trennung von Oberboden und kulturfähigem Unterboden bei Aus-
bau und Lagerung; Zwischenlagerung (Anlage von Mieten nach der 
DIN 19731); Maßnahmen zur Vermeidung und zur Beseitigung von 
Bodenverdichtungen; Ausweisung von Lagerflächen sowie Auswei-
sung von Tabuflächen (keine bauseitige Beanspruchung).  

Die DIN 19731 ("Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Boden-
material") und DIN 18915 ("Vegetationstechnik im Landschaftsbau 
– Bodenarbeiten") sind bei der Bauausführung einzuhalten. 

    

4.20  Grundwasserschutz 

 

 Grundwasserbenutzungen bedürfen in der Regel einer wasserrecht-
lichen Erlaubnis gem. §§ 8, 9, 10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). 

Diese ist bei der Unteren Wasserbehörde beim Landratsamt Biber-
ach zu beantragen. Die für das Erlaubnisverfahren notwendigen An-
tragsunterlagen müssen nach § 86 Absatz 2 WG von einem hierzu 
befähigten Sachverständigen gefertigt und unterzeichnet werden. 
Ein Formblatt über die notwendigen Unterlagen ist bei der Unteren 
Wasserbehörde erhältlich. Eine Erlaubnis für das Zutagefördern und 
Zutageleiten von Grundwasser zur Trockenhaltung einer Baugrube 
kann grundsätzlich nur vorübergehend erteilt werden. 

Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser hat der Unter-
nehmer gem. § 49 Absatz 2 WHG bei der Unteren Wasserbehörde 

R 
71
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des Landratsamtes unverzüglich anzuzeigen. Die Untere Wasserbe-
hörde trifft die erforderlichen Anordnungen. 

    

4.21  Archäologische Denkmal-
pflege 

 Nördlich des Plangebietes liegt der "Rauhe Lehen", ein eisenzeitli-
cher Grabhügel gem. § 12 DSchG. In seinem Umfeld ist mit weiteren 
vor-geschichtlichen Bestattungen und vermutlich auch mit einer 
zeitgleichen Siedlung zu rechnen. Dem entsprechend deuten auf 
Luftbildern sichtbare Bewuchsanomalien auf Gebäudegrundrisse 
(Prüffall) hin. 

Um Bauverzögerungen zu vermeiden, sollten frühzeitig im Vorfeld 
der Erschließung archäologische Voruntersuchungen durch das Lan-
desamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart (LAD) 
durchgeführt werden. Zweck dieser Voruntersuchungen ist es festzu-
stellen, ob bzw. in welchem Umfang es nachfolgender Rettungsgra-
bungen bedarf. Dazu bietet das Landesamt für Denkmalpflege den 
Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu den Rah-
menbedingungen an, d.h. insbesondere zu Fristen für die Untersu-
chungen und zur Kostenbeteiligung des Veranlassers (nähere Infor-
mationen unter http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/pro-
jekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexible-pros-
pektionen.html). 

Die archäologische Voruntersuchung des geplanten Baugebietes be-
darf im Regelfall aufgrund seiner Größe einer baurechtlichen Geneh-
migung, die auch eine erforderliche naturschutzrechtliche Genehmi-
gung (nebst ggf. weiterer betroffener Fachbereiche) umfasst. Der 
Vorhaben-/Erschließungsträger beantragt alle erforderlichen Ge-
nehmi-gungen bei den zuständigen Behörden und unterrichtet das 
LAD, sobald diese vorliegen. 

Im Falle notwendiger Rettungsgrabungen durch das LAD kann die 
Bergung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Mo-
nate in Anspruch nehmen und muss durch den Vorhabenträger fi-
nanziert werden.  

    

4.22  Kriminalprävention  Es wird empfohlen, zur Kriminalprävention die Beleuchtung der 
Wege und Gebäude so zu konzipieren, dass es keine dunklen Berei-
che gibt und die Wege und Eingänge vollständig bei Dunkelheit 
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ausgeleuchtet sind. Mit Sicherungstechnik kann präventiv dem 
Wohnungseinbruch entgegengewirkt werden.  

    

4.23  Brandschutz  Für die Zufahrten gilt die "Verwaltungsvorschrift über Flächen für 
Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken" in der jeweils ak-
tuellen Fassung (VwV Feuerwehrflächen) i.V.m. § 15 Landesbauord-
nung (LBO). 

Für die Ermittlung der Löschwasserversorgung gilt das Regelwerk 
der DVGW Arbeitsblatt W 405 i.V.m. § 2 Abs. 5 Ausführungsverord-
nung zur Landesbauordnung (LBOAVO) sowie Ziff. 5.1 IndBauRL. 

In Ertingen wird das Württembergische Schachtsystem mit Unter-
flurhydranten verbaut.  

    

4.24  Luftwärmepumpen  Bei der Errichtung von Luftwärmepumpen sind die Maßgaben der TA 
Lärm zu beachten, hieraus ergibt sich, dass an den nächstgelegenen 
Baugrenzen oder Wohngebäuden Beurteilungspegel von tags 
49 dB(A) und nachts 34 dB(A) einzuhalten sind. Dies kann vor allem 
durch eine schalltechnisch günstige Aufstellung oder Schalldämmung 
der Lüftungsaggregate erreicht werden. 

    

4.25  Ergänzende Hinweise  Datengrundlage: Auszug aus dem Liegenschaftskataster des Lan-
desamtes für Geoinformation und Landentwicklung Baden-Würt-
temberg 

Die Höhenangaben über NN beziehen sich auf das Bezugshöhen-
system DHHN 12. 

Auf Grund der Beschaffenheit des Baugrundes der näheren Umge-
bung kann von einer Bebaubarkeit im überplanten Bereich ausge-
gangen werden. Den Bauherren wird darüber hinaus empfohlen, im 
Rahmen der Bauvorbereitungen eigene Erhebungen durchzuführen 
(z.B. Schürfgruben, Bohrungen).  

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhande-
nen Geodaten im Verbreitungsbereich der Dürmentingen-Subforma-
tion sowie von Löss (beide Quartär). Bei der Dürmentingen-Subfor-
mation ist mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Set-
zungsverhalten des Untergrundes zu rechnen. Ggf. vorhandene or-
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ganische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen Erschwer-
nissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant 
sein. Der Löss neigt zu einem oberflächennahen saisonalen Schwin-
den (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des 
tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens. Bei etwaigen geo-
technischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwer-
ten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum 
Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.  

Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielsweise Scherben, Metallteile, 
Knochen) und Befunde (z.B. Mauern, Gräber, Gruben, Brandschich-
ten) entdeckt werden, ist das Landesamt für Denkmalpflege beim 
Regierungspräsidium Stuttgart (Abt. 8) unverzüglich zu benachrich-
tigen. Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutach-
tung, mindestens bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, un-
verändert im Boden zu belassen. Die Möglichkeit zur fachgerechten 
Dokumentation und Fundbergung ist einzuräumen (gem. § 20 des 
Denkmalschutzgesetzes (DSchG)). Werden bei Aushubarbeiten Ver-
unreinigungen des Bodens festgestellt (z.B. Müllrückstände, Verfär-
bungen des Bodens, auffälliger Geruch o.ä.), ist das zuständige 
Landratsamt unverzüglich zu benachrichtigen.  

Für die Erschließung des Gebietes ist es notwendig, Kabelverteiler-
schränke, Straßenlaternen oder ähnliche Einrichtungen in der öf-
fentlichen/privaten Fläche zu installieren. Die Gemeinde Ertingen 
behält sich die Auswahl der hierfür geeigneten Standorte sowie evtl. 
erforderliche Vereinbarungen vor.  

Den Bauherren wird empfohlen, ein Leerrohr von der Erschließungs-
straße zum Gebäude zur Aufnahme der Telekommunikationskabel 
vorzusehen.  

Die Grundstücke werden mit einem Anschluss an das Erdgasnetz 
versehen. Im Sinne einer schadstoffarmen Energieerzeugung sollte 
von diesem Anschluss Gebrauch gemacht werden. 

Auf die Lage der erforderlichen Hauskontrollschächte ist unabhängig 
von der festgesetzten Baugrenze bzw. den ggf. festgesetzten Flä-
chen für Garagen, Nebenanlagen oder Stellplätze zu achten. Die 
Schächte sind von Bebauung bzw. Versiegelung jeglicher Art freizu-
halten. 
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Auf Grund der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen 
ist mit der Einwirkung von vorübergehenden belästigenden Ge-
ruchsimmissionen (z.B. durch Aufbringen von Flüssigdung, Pflan-
zenschutzmitteln etc.) sowie Lärmimmissionen (z.B. Traktorenge-
räusche, Kuhglocken etc.) zu rechnen. 

Bei Doppelhäusern sollte ein profilgleicher Anbau der einzelnen 
Haushälften angestrebt werden (d.h. gleiche Dachneigung, kein 
seitlicher und höhenmäßiger Versatz). 

Bei Grundstücken, bei denen das Maß der baulichen Nutzung über 
die zulässige Grundfläche festgesetzt ist, sollte für eine grenzüber-
schreitende Bebauung (Doppelhäuser, Reihenhäuser, Kettenhäuser 
etc.) die max. Ausschöpfung der Grundfläche für die einzelnen 
Grundstücke durch privatrechtliche Regelungen frühzeitig vereinbart 
werden. 

    

4.26  Plangenauigkeit  Obwohl die Planzeichnung auf einer digitalen (CAD) Grundlage er-
stellt ist (hohe Genauigkeit), können sich im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung und/oder der späteren Einmessung Abweichungen er-
geben (z.B. unterschiedliche Ausformung der Verkehrsflächen, un-
terschiedliche Grundstücksgrößen etc.). Weder die Gemeinde Ertin-
gen noch die Planungsbüros übernehmen hierfür die Gewähr.  

    

4.27  Lesbarkeit der Planzeich-
nung 

 Zur Lesbarkeit der Planzeichnung werden übereinander liegende Li-
nien nebeneinander dargestellt (z.B. Nutzungskordel und vorge-
schlagene Grundstücksgrenze).  

Die Art der baulichen Nutzung gilt entsprechend der zugeordneten 
Farbe und damit auch über festgesetzte Nutzungsketten hinweg. 
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5  Satzung über den Bebauungsplan  
 

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.08.2020 (BGBI. I S. 1728), der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) sowie der Planzei-
chenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) hat der Gemeinderat der Gemeinde Ertingen den Bebauungsplan "Gru-
ber II" in öffentlicher Sitzung am 22.11.2021 beschlossen. 

 
 § 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Gruber II" ergibt sich aus dessen zeichnerischem Teil 
vom 10.11.2021. 

 

 § 2 Bestandteile der Satzung  

Der Bebauungsplan "Gruber II" besteht aus der Planzeichnung und dem Textteil vom 10.11.2021. Dem Be-
bauungsplan wird die Begründung vom 10.11.2021 beigefügt, ohne dessen Bestandteil zu sein. 

 
 § 3 Inkrafttreten 

Der Bebauungsplan "Gruber II" der Gemeinde Ertingen tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung des Sat-
zungsbeschlusses in Kraft (gem. § 10 Abs. 3 BauGB).  

 
 
 
 
 
 
 
 
Ertingen, den ........................  

 
 
.......................................................... 
(Jürgen Köhler, Bürgermeister) (Dienstsiegel) 
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6  Satzung über die örtlichen Bauvorschriften 
 

Auf Grund von § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 
(GBl. S. 357, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2019 (GBl. S. 313), § 4 der Gemeinde-
ordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. BW S. 581, ber. S. 698), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.06.2020 (GBl. S. 403) sowie der Planzeichenverordnung (PlanZV) in 
der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBl. I 
S. 1057) hat der Gemeinderat der Gemeinde Ertingen die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan "Gru-
ber II" in öffentlicher Sitzung am 22.11.2021 beschlossen. 

 
 § 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan "Gruber II" ergibt sich aus 
deren zeichnerischem Teil vom 10.11.2021. 

 

 § 2 Bestandteile der Satzung  

Die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan "Gruber II" bestehen aus der Planzeichnung und dem Textteil 
vom 10.11.2021. Den örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan "Gruber II" wird die Begründung vom 
10.11.2021 beigefügt, ohne deren Bestandteil zu sein. 

 
 § 3 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den auf Grund von § 74 LBO 
erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Zuwiderhandeln kann mit Geldbußen bis zu 100.000,- € 
(Einhunderttausend Euro) belegt werden.   
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 § 4 Inkrafttreten 

Die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan "Gruber II" der Gemeinde Ertingen treten mit der ortsübli-
chen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft (gem. § 10 Abs. 3 BauGB).  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ertingen, den ........................  

 
 
.......................................................... 
(Jürgen Köhler, Bürgermeister) (Dienstsiegel) 
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7  Begründung – Städtebaulicher Teil 
  

7.1  Allgemeine Angaben 

7.1.1  Zusammenfassung 

  Das Plangebiet befindet sich im östlichen Bereich des Hauptortes der Gemeinde Ertingen und dient 
der Ausweisung von Wohnbauflächen zur Deckung des Wohnraumbedarfs der ortsansässigen Be-
völkerung sowie des Wohnraumbedarfes auf Grund von Wanderungsgewinnen. 

  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Erstellung eines Umwelt-
berichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht erfor-
derlich, da die Aufstellung des Bebauungsplanes "Gruber II" im beschleunigten Verfahren erfolgt 
(gem. § 13b BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

  Ein Ausgleich bzw. eine Abarbeitung der Eingriffsregelung ist nicht erforderlich. Eingriffe, die auf 
Grund des Bebauungsplanes "Gruber II" zu erwarten sind, gelten als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 
BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig (gem. § 13b BauGB i.V.m. § 13a 
Abs. 2 Nr. 4 BauGB). 

 
7.1.2  Abgrenzung und Beschreibung des Plangebietes  

  Der zu überplanende Bereich befindet sich im östlichen Bereich des Hauptortes Ertingen, südlich 
der Kreisstraße K 7537. Er grenzt im Süden und Osten an die bestehende Wohnbebauung an. 

  Im Westen wird das Plangebiet von der "Dürmentinger Straße" samt der anschließenden Bebauung 
begrenzt. Im Norden befindet sich die Bebauung entlang der "Segomarstraße" sowie der "Gran-
gesstraße". Im Osten sowie Süden verlaufen Fußwegeverbindungen samt angrenzender, einzelner 
Gehölzstrukturen. 

  Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich die Grundstücke mit den Flst.-Nrn. 4030/46, 4033, 
4034, 4035, 4036, 4037, 4038, 4039, 4040, 4041, 4042, 4043 und 4044. 

 

7.2  Städtebauliche und planungsrechtliche Belange 

7.2.1  Bestandsdaten und allgemeine Grundstücks-Morphologie 

  Die landschaftlichen Bezüge werden geprägt von der teils bewaldeten, flachhügeligen Altmoränen-
landschaft des Naturraumes "Donau-Ablach-Platten". 

  Innerhalb des überplanten Bereiches befinden sich keine bestehenden Gebäude. Der geplante Gel-
tungsbereich umfasst landwirtschaftlich genutzte Flächen (im Südwesten Grünland, im übrigen Be-
reich Getreideacker). Im Osten grenzt eine zweireihige Streuobstwiese an, welche die Eingrünung 
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des zukünftigen östlichen Ortsrandes sichert. Im Kreuzungsbereich der südlich des Plangebietes 
verlaufenden Wege befinden sich ein Bildstock und eine Bank. Zu diesen führt auf der Südseite des 
Weges von der "Dürmentinger Straße" kommend eine Baumreihe. Die genannten, für das Land-
schaftsbild und die Naherholung wichtigen Elemente sind von der Planung nicht berührt und blei-
ben erhalten. Darüber hinaus sind keine herausragenden naturräumlichen Einzelelemente vorhan-
den. 

  Die Topografie innerhalb des überplanten Bereiches steigt sanft in Richtung Südosten an. Die An-
schlüsse an die "Dürmentinger Straße" sowie die "Segomarstraße" und die "Grangesstraße" sind 
unproblematisch. 

 
7.2.2  Erfordernis der Planung  

  Die Aufstellung des Bebauungsplanes dient der Ausweisung von Wohnbauflächen zur Deckung des 
Wohnraumbedarfs der ortsansässigen Bevölkerung sowie des Wohnraumbedarfes auf Grund von 
Wanderungsgewinnen. Die Nachfrage zu Wohnbaugrundstücken in der Gemeindeverwaltung ist 
groß. Derzeit liegen bereits konkrete Anfragen von Bauwilligen bei der Verwaltung vor. Die tat-
sächliche Anzahl Interessierter ist sicherlich noch höher, da einige weitere Interessenten die Bemü-
hungen der Gemeinde zur Schaffung eines neuen Wohngebietes aufmerksam verfolgen und sich 
schon des Öfteren nach dem Stand der Planungen erkundigt haben. Die Gemeinde kann im 
Hauptort Ertingen derzeit leider keine Wohnbauplätze anbieten. Der Bedarf ist groß und es ist zu 
befürchten, dass die Interessierten Ertingen verlassen werden, wenn nicht in absehbarer Zeit Grund-
stücke zur Verfügung gestellt werden können. In der Gemeinde gibt es nicht ausreichend Baulü-
cken, Gebäudeleerstände oder sonstige Nachverdichtungspotenziale, die die kurz- bis mittelfristige 
Nachfrage nach Wohngrundstücken decken könnten. Die Baulücken befinden sich überwiegend im 
privaten Eigentum. Die Gemeinde hat mehrfach versucht diese Grundstücke zu erwerben, bisher 
leider erfolglos. Als Anreiz für die Bebauung von Baulücken und das Nutzen innerörtlicher Poten-
ziale hat die Gemeinde ein eigenes Förderprogramm aufgelegt. Das Budget hierfür wird über den 
Verkauf von Bauplätzen im Neubaugebiet gewonnen. Grundsätzlich kann durch die Nutzung von 
Nachverdichtungsmöglichkeiten jedoch nur ein sehr geringes Angebot an Bauflächen geschaffen 
werden, so dass die Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen erforderlich ist. Das Gebiet "Beim 
Gruber" ist für Wohnbebauung bereits im Flächennutzungsplan vorgesehen. Durch die Planaufstel-
lung soll ein zukünftiges Wachstum der Gemeinde sichergestellt und auch mittel- bis langfristig 
das notwendige Wohnraumangebot für eine ausgewogene Bevölkerungszusammensetzung ge-
schaffen werden. Der Gemeinde erwächst daher ein Erfordernis, bauleitplanerisch steuernd einzu-
greifen. 
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7.2.3  Übergeordnete Planungen, andere rechtliche Vorgaben, Standortwahl 

  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Landesentwicklungsplanes 2002 Baden-
Württemberg (LEP 2002) des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg maßgeblich: 

 

 − − 2.6.2/Anhang 
"Landesentwick-
lungsachsen" 

Landesentwicklungsachse Ulm(/Neu-Ulm)-Ehingen/D.-Riedlingen-(Herbert-
ingen) 

 − − 2.6.4 Zur Sicherung einer ausgewogenen Raumstruktur und zur Vermeidung einer 
flächenhaften Ausbreitung der Verdichtung soll die Siedlungsentwicklung in 
den Zentralen Orten und den Siedlungsbereichen der Entwicklungsachsen kon-
zentriert werden. Zwischen den Entwicklungsachsen sollen ausreichende Frei-
räume erhalten werden.  

 − − 2.6.4.2 Im ländlichen Raum sollen zur Förderung des Leistungsaustauschs zwischen 
den höheren zentralen Orten und ihrer Stärkung als Versorgungs- und Arbeits-
platzzentren die Verkehrs- und Infrastrukturen in den Entwicklungsachsen an-
gemessen weiterentwickelt werden.  

 − − 3.1.2 Die Siedlungstätigkeit ist vorrangig auf Siedlungsbereiche sowie Schwer-
punkte des Wohnungsbaus und Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen zu konzentrieren.  

 − − 3.1.6 Die Siedlungsentwicklung ist durch kleinräumige Zuordnungen von Raumnut-
zungen, insbesondere der Funktionen Wohnen und Arbeiten, so zu gestalten, 
dass verkehrsbedingte Belastungen zurückgehen und zusätzlicher motorisier-
ter Verkehr möglichst vermieden wird. […]  

 − − 3.1.9 Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind 
Möglichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und 
Baulandreserven zu berücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlas-
tenflächen neuen Nutzungen zuzuführen. Die Inanspruchnahme von Böden 
mit besonderer Bedeutung für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft ist 
auf das Unvermeidbare zu beschränken.  

 − − 5.1.1 Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für 
land- und forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu si-
chern.  

 − − 5.3.2 Die für eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und 
Standorte, die eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produktion ermög-
lichen, sollen als zentrale Produktionsgrundlage geschont werden; sie dürfen 
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nur in unabweisbar notwendigem Umfang für andere Nutzungen vorgesehen 
werden. Die Bodengüte ist dauerhaft zu bewahren.  

 − − Karte zu 2.1.1 
"Raumkatego-
rien" 

Darstellung als ländlicher Raum im engeren Sinne. 

  

  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Regionalplanes Region Donau-Iller, ver-
bindlich erklärt am 24.09.1987 mit Bescheid Az.: VII 6942/30 bzw. Bescheid Nr. 5522-42-7955, 
veröffentlicht durch: Bayerischer Staatsanzeiger Nr. 43 vom 23.10.1987 (Beilage 9/1987) bzw. 
Staatsanzeiger für Baden-Württemberg Nr. 84 vom 24.10.1987); 1. Teilfortschreibung in Kraft ge-
treten am 28.08.2001 nach Veröffentlichung im Bayerischen Staatsanzeiger Nr. 8 vom 
23.02.2001 und Staatsanzeiger für Baden-Württemberg Nr. 33 vom 27.08.2001 maßgeblich: 

 

 − − A II 2.1.1.3 […] Die spezifischen Vorteile des ländlichen Raumes [sollen] z.B. im Bereich 
der Siedlungstätigkeit stärker genutzt werden. 

 − − A III 2.1.4 Entwicklungsachse von regionaler Bedeutung: Ulm-Ehingen-Riedlingen, Rich-
tung Herbertingen, Bad Saulgau 

 − − B I 1.1 Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie die Regenerationsfähigkeit 
der natürlichen Lebensgrundlagen […] sollen gesichert und wo notwendig 
wiederhergestellt werden. 

 − − B I 1.2 Flächennutzungen mit wesentlichen Eingriffen in den Naturhaushalt und das 
charakteristische Landschaftsbild […] sollen möglichst vermieden werden. 

 − − B II 1.1 Die gewachsene dezentrale Siedlungsstruktur […] soll erhalten und unter 
Rücksichtnahme auf die natürlichen Lebensgrundlagen entsprechend den Be-
dürfnissen der Bevölkerung und der Wirtschaft weiterentwickelt werden. Dabei 
sollen die innerhalb der Region unterschiedlichen landschaftsspezifischen 
Siedlungsformen erhalten werden. 

 − − B II 1.1.1 Die Siedlungstätigkeit soll sich […] in der Regel im Rahmen einer organi-
schen Entwicklung der Gemeinden vollziehen. 

 − − B II 1.4 Eine Zersiedlung der Landschaft soll verhindert werden. Besonders exponierte 
und weithin einsehbare Landschaftsteile […] sollen grundsätzlich von einer 
Bebauung freigehalten werden. […] 

 
  Die Planung steht in keinem Widerspruch zu den o.g. für diesen Bereich relevanten Zielen des 

Landesentwicklungsplanes 2002 (LEP 2002) sowie des Regionalplanes Region Donau-Iller. 
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  Regionale Grünzüge, landschaftliche Vorbehaltsgebiete oder sonstige Schutzgebiete sind von der 
Planung nicht betroffen. 

  Die vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Riedlingen, der die Gemeinde Ertingen angehört, verfügt 
über einen rechtsgültigen Flächennutzungsplan. Die überplanten Flächen werden hierin als ge-
plante Wohnbaufläche (W) dargestellt. Der Bebauungsplan konkretisiert diese Vorgaben durch die 
Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes (WA). Da die im Bebauungsplan getroffenen Festset-
zungen und Gebietseinstufungen mit den Darstellungen des gültigen Flächennutzungsplanes über-
einstimmen, ist das Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB erfüllt. 

  Zu einer sehr frühen Phase der Entwicklung der Planung wurden unterschiedliche Alternativstand-
orte für die Ausweisung von Wohnbauflächen innerhalb des Gemeindegebietes diskutiert und ab-
gewogen. Die Flächen im Bereich des nunmehr geplanten Baugebietes sind im Flächennutzungs-
plan bereits als geplante Wohnbaufläche (W) vorgesehen und entsprechen daher den gemeindli-
chen Entwicklungszielen. Dabei werden durch den Anschluss der Bebauung an die bereits vorgese-
henen Einmündungen in die "Segomarstraße" sowie die "Grangesstraße" die bereits bestehenden 
gemeindlichen Entwicklungsvorstellungen für diesem Bereich entsprechend ergänzt und abgerun-
det. Die Umsetzung der Planung am gewählten Standort ist plausibel, da er bereits im Flächen-
nutzungsplan als Wohnbaufläche (W) in Planung dargestellt ist. Für die Flächen besteht zudem 
eine Erwerbsmöglichkeit durch die Gemeinde. Der Bereich ist weder exponiert, noch greift er unna-
türlich in die Landschaft ein. Nutzungskonflikte sind nicht gegeben oder lassen sich vollständig 
ausräumen. Das sehr beschränkte Ausmaß der Bebauung ist mit einer organischen Siedlungsent-
wicklung im Gesamtgemeindegebiet vereinbar.  

  Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich keine Denkmäler im Sinne 
des Denkmalschutzgesetzes Baden-Württemberg (DSchG). Im Kreuzungsbereich der südlich des 
Plangebietes verlaufenden Wege befindet sich ein Bildstock. Zu diesem führt auf der Südseite des 
Weges von der "Dürmentinger Straße" kommend eine Baumreihe. Die genannten, für das Land-
schaftsbild und die Naherholung wichtigen Elemente sind von der Planung nicht berührt und blei-
ben erhalten. 

  Inhalte von anderen übergeordneten Planungen oder andere rechtliche Vorgaben werden durch 
diese Planung nicht tangiert.  

 
7.2.4  Entwicklung, allgemeine Zielsetzung und Systematik der Planung  

  Im Rahmen der Behördenunterrichtung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde im Besonderen auf die 
Belange des Denkmal- sowie des Naturschutzes und den Umgang mit der Behandlung des Nieder-
schlagswassers hingewiesen.  

  Für das geplante Wohnbauquartier soll erreicht werden, dass es zu der vorhandenen Siedlungs-
struktur hinzutritt, ohne als Fremdkörper zu erscheinen. Ziel der Planung ist es darüber hinaus, bei 
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möglichst effektiver Ausnutzung der Flächen preisgünstigen Wohnraum für die ortsansässige und 
zuziehende Bevölkerung zu schaffen. Es werden bedarfsgerechte Grundstücksgrößen angestrebt. 

  Für die Umsetzung der Planung soll erreicht werden, dass unterschiedliche zeitgemäße Bauformen 
verwirklicht werden können. Auf diese Weise soll ein flexibles und bedarfsgerechtes Planungsinstru-
ment geschaffen werden.  

  Die Systematik des Bebauungsplanes entspricht den Anforderungen des § 30 Abs. 1 BauGB ("qua-
lifizierter Bebauungsplan"). Dadurch regelt der Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben in 
dem überplanten Bereich abschließend. Der Bauherrschaft stehen bei Vorliegen der entsprechenden 
Voraussetzungen Vereinfachungen im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfahrens (entsprechend den 
jeweils geltenden Vorschriften) zur Verfügung (zur Zeit der Planaufstellung Kenntnisgabeverfahren 
gem. § 51 LBO).  

  Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt im so genannten beschleunigten Verfahren gem. 
§13b BauGB i.V.m. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB. Dies ist aus folgenden Gründen möglich:  

− die zulässige Grundfläche liegt bei ca. 9.730 m² überbaubarer Grundfläche und folglich unter 
10.000 m². 

− bei dem Vorhaben handelt sich um die Schaffung von Baurecht für die Zulässigkeit von Wohn-
nutzung. Es ist ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. 

− die Flächen schließen an im Zusammenhang bebaute Ortsteile an. 

− es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
BauGB genannten Schutzgüter, da sich Bereiche solcher Schutzgüter nicht in räumlicher Nähe 
des überplanten Bereiches befinden. 

Somit sind die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens im Sinne des 
§ 13b BauGB i.V.m. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB eingehalten. 

  Der redaktionelle Aufbau des Bebauungsplanes leitet sich aus der Systematik der Rechtsgrundlagen 
ab.  

 
7.2.5  Städtebauliche Entwurfsalternativen 

  Für die Ausarbeitung des Städtebaulichen Entwurfs für das Plangebiet wurden dessen Gegebenhei-
ten und Besonderheiten sowie die der Umgebung erhoben und analysiert und ein Entwurf entwi-
ckelt, der die verschiedenen Belange (bspw. Wohnbedürfnisse, Ortsbild, Wegebeziehungen) be-
rücksichtigt. Der Schwerpunkt wurde dabei auf eine sinnvolle städtebauliche Anbindung an die 
angrenzende Wohnbebauung, eine Vielfalt an Grundstücksgrößen und die Schaffung von hochwer-
tigen Freiraumstrukturen gelegt.  

  Der Entwurf, der nach Abstimmungen zwischen Gemeinde und den beteiligten Planungsbüros fort-
laufend angepasst wurde, sieht eine Erschließung des Baugebietes von der "Dürmentinger Straße" 
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sowie die bestehenden Stiche im Norden, ausgehend von der "Segomarstraße" und der "Granges-
straße" vor. Im zentralen Bereich des Plangebietes sind Ringstraßen vorgesehen. Ebenfalls ist ein 
Retentionsbereich im nordwestlichen Anschluss an die geplante Bebauung und östlich der "Dür-
mentinger Straße" eingeplant. Eine fußläufige Verbindung zur "Grangesstraße" rundet die Grünzä-
sur im westlichen Bereich des Plangebietes ab.  

  Die Alternative, welche durch Abstimmungen angepasst wurden, unterscheidet sich hauptsächlich 
hinsichtlich der Lage der vorgeschlagenen Baukörper (Einzel-, Doppel- und Kettenhäuser sowie 
Geschosswohnungsbauten) im Plangebiet. Die Gemeinde Ertingen hat sich letztendlich dafür ent-
schieden, die angedachten Geschosswohnungsbauten entlang der "Dürmentinger Straße" zu kon-
zentrieren. Im nördlichen Anschluss an diese sind nunmehr Grundstücke mit Doppel- und Ketten-
hausbebauung vorgesehen. Im restlichen Bereich des Baugebietes ist die Umsetzung von Einzel-
häusern geplant. 

  Auf die Umsetzbarkeit von alternativen Formen der Energiegewinnung wurde ein besonderer Stel-
lenwert gelegt. So ist eine Ausrichtung der Gebäude in Ost-West-Richtung bei der überwiegenden 
Zahl der Grundstücke möglich. Eine exakte bzw. verbindliche und ausschließliche Ausrichtung aller 
Gebäude in Ost-West-Richtung ist jedoch aus städtebaulichen Gründen nicht sinnvoll. Durch die 
erhöhte Wärmedämmfähigkeit der Bauteile (insbesondere von Glas) zeichnet sich ab, dass sich der 
Schwerpunkt der Energieeinsparung bzw. Wärmegewinnung zu Heizzwecken auf die Fassade der 
Gebäude verlagern wird (z.B. so genanntes "Passivhaus"). Die Effizienz von Sonnenkollektoren für 
die Brauchwassergewinnung ist von einer strengen Ausrichtung des Gebäudes relativ unabhängig. 
Sie lässt sich zudem durch eine Einbeziehung von Nebengebäuden oder Gebäude-Anbauten (z.B. 
Widerkehr) mit entsprechend steiler Dachneigung optimieren. 

 
7.2.6  Planungsrechtliche Vorschriften 

  Für den Bereich ist ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Als Festsetzungsalternative zum 
allgemeinen Wohngebiet (WA) wäre auch ein reines Wohngebiet (WR) möglich. Es ist jedoch aus 
städtebaulichen Gründen sinnvoll, eine verträgliche Nutzungsmischung, wie sie die Baunutzungs-
verordnung für das allgemeine Wohngebiet (WA) zulässt, anzustreben. 

  Auf der Grundlage des § 1 der BauNVO werden innerhalb des gesamten Gebietes Veränderungen 
wie folgt vorgenommen:  

 − Im allgemeinen Wohngebiet soll die Reduzierung von nicht störenden Handwerksbetrieben           
auf eine ausnahmsweise Zulässigkeit Fehlentwicklungen vermeiden. Der Bereich ist auf Grund 
seiner Grundstücksbemessung nur bedingt geeignet, solche Betriebe aufzunehmen. Zudem sind 
die damit u.U. verbundenen Nutzungskonflikte auf Grund der Kleinräumigkeit des geplanten 
Wohngebietes teilweise nur schwer lösbar. Die gleichzeitige Einschränkung der Nutzungen nach 
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§ 4 Abs. 2 Nr. 3 (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-
cke) auf eine ausnahmsweise Zulässigkeit erklärt sich vor dem gleichen Hintergrund, und lässt 
jedoch auch hier eine auf den Einzelfall bezogene Prüfung zu.  

− Grundsätzlich ausgeschlossen werden im allgemeinen Wohngebiet fernmeldetechnische Haupt-
anlagen gem. § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO (z.B. Mobilfunkmasten) sowie Nebenanlagen dieser Art 
gem. § 14 Abs. 2 BauNVO. Der Ausschluss dieser Anlagen ist erforderlich, um dem Vorsorgege-
danken Rechnung zu tragen. Genaue Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen sind zum 
Zeitpunkt der Planaufstellung noch nicht bekannt bzw. abgesichert. Gleichzeitig soll vermieden 
werden, dass durch das Erscheinungsbild der Anlagen eine negative optische Wirkung auf das 
Wohngebiet entstehen könnte. Die Bewohner könnten durch die Anlagen nachhaltig in ihrem 
Wohlbefinden beeinträchtigt werden, auch dann, wenn keine unmittelbare strahlentechnische 
Beeinträchtigung gegeben wäre. Dem Gedanken einer flächendeckenden Versorgung mit Mo-
bilfunkanlagen im Gemeindegebiet, speziell im Siedlungsbereich des Hauptortes von Ertingen, 
kann auch ohne eine detaillierte Untersuchung der funktechnischen Zusammenhänge entspro-
chen werden. Dies ist insbesondere dadurch gewährleistet, dass innerhalb des Ortsteils auch in 
vertretbarer Nähe zum Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes Baugebiete vorhanden oder 
festgesetzt sind, in denen solche Anlagen generell zulässig sind und in denen keine Einschrän-
kungen ihrer Zulässigkeit gelten oder geplant sind.  

− Ferner werden Hauptanlagen zur Erzeugung von Energie durch Windkraft sowie Nebenanlagen 
dieser Art gem. § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO bzw. § 14 Abs. 2 BauNVO ausgeschlossen, um Be-
einträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes sowie Konflikte mit dem Naturraum in diesem 
Übergangsbereich zur freien Landschaft zu vermeiden. 

− Grundsätzlichen Ausschluss erfahren die in § 4 Abs. 3 Nrn. 1-5 BauNVO angeführten Nutzun-
gen: Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen 
für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe sowie Tankstellen. Die genannten Nutzungen sind nicht 
geeignet, innerhalb der überplanten Flächen aufgenommen zu werden. Unlösbare Nutzungs-
konflikte sowie die Unmöglichkeit der Integration in die kleinräumige städtebauliche Gesamt-
situation sind die Gründe hierfür.  

− Gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO sind Elektrotankstellen als einzelne Ladesäulen im Sinne von Tank-
stellen oder nicht störenden Gewerbebetrieben ausnahmsweise zulässig. Durch die einzelnen 
Ladesäulen ohne Verkaufsstelle wird der Schwerpunkt der Wohnnutzung nicht unterlaufen. Von 
einer von den einzelnen Ladesäulen ohne Verkaufsstelle ausgehenden Störung ist nicht auszu-
gehen. Die Ladesäulen fügen sich durch Größe und Aussehen in die Umgebung ein und dienen 
lediglich dem Aufladen eines Elektrofahrzeugs. Dadurch, dass keine Verkaufsstelle zulässig ist 
sowie durch die entsprechend dem jeweiligen Fahrzeug benötigte Ladedauer, ist nicht von ei-
nem starken Zu- und Abgangsverkehr auszugehen. 
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  Die Festsetzungen über das Maß der baulichen Nutzung konzentrieren sich auf das in der Baunut-
zungsverordnung (§ 16 Abs. 3 u. 4 BauNVO) angegebene Erfordernis zur Erlangung der Eigen-
schaften eines Bebauungsplanes im Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB ("qualifizierter Bebauungsplan").  
Dabei erhalten diejenigen Größen den Vorzug, die bezüglich ihrer Lesbarkeit unmissverständlich 
sind. 

 − Die Festsetzung von Grundflächenzahlen für den Typ 1 (Mehrfamilienhäuser) ergibt einen mög-
lichst großen Spielraum bei der Aufteilung der Grundstücke und der Verwirklichung von unter-
schiedlichen Gebäudetypen bzw. -anordnungen. Der festgesetzte Wert von 0,40 befindet sich 
im Rahmen der im § 17 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) definierten Obergrenzen für 
allgemeine Wohngebiete (WA). 

− Durch die Festsetzung einer zulässigen Grundfläche je Grundstück für den Typ 2 und den Typ 3 
wird eine von der Grundstücksgröße unabhängige Zielvorgabe getroffen. Dies ist in Bezug auf 
die unterschiedlichen Grundstücksgrößen erforderlich. Die Werte der zulässigen Grundfläche ori-
entieren sich an der angrenzenden Bebauung unter Berücksichtigung von angemessenen Er-
weiterungsmöglichkeiten bzw. an für die geplanten Baukörper notwendigen Grundflächen.  

− Die in der Baunutzungsverordnung (§ 19 Abs. 4) vorgesehene Überschreitungsmöglichkeit von 
50 % ist für ein Baugebiet der vorliegenden Art nicht ausreichend. Allein durch die erforderli-
chen und zulässigen Garagen und/oder Stellplätze ist in der Regel das Überschreitungspotenzial 
ausgeschöpft. Zu berücksichtigen bleiben alle anderen Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO (Wege, Terrassen, Schuppen, Gewächshäuschen, Spielgeräte, Schwimmbecken etc.) 
sowie unter Umständen unterirdische Anlagen. Durch die Möglichkeit, die zulässige Grundfläche 
für bauliche Anlagen durch Parkplätze, Zufahrten sowie durch unterirdische Anlagen um weitere 
50% zu überschreiten, wird eine sinnvolle Voraussetzung getroffen, um den ruhenden Verkehr 
aus den öffentlichen Bereichen fernzuhalten. Insbesondere wird hierdurch auch die Errichtung 
von Tiefgaragen ermöglicht, welche durch Aufnahme der notwendigen Stellplätze die umlie-
genden Straßen und ihre Bewohner von oberirdischem Parksuchverkehr und den damit verbun-
denen Immissionen entlastet. Darüber hinaus soll insgesamt die Ausnutzbarkeit des Grundstü-
ckes optimiert werden. Die Kappungsgrenze von 0,80 wird durch die getroffenen Überschrei-
tungsmöglichkeiten nicht tangiert.  

 − Auf die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse wird verzichtet. Diese Kenngröße ist für die Vor-
gabe der Gebäudehöhe wenig aussagefähig, da die Gebäude mit teilweise belichtbaren Unter-
geschossen und ausbaubaren Dachgeschossen errichtet werden können. 

 − Die gleichzeitige Festsetzung von maximalen Gesamt-Gebäude- und Wandhöhen über NN 
schafft einen verbindlichen Rahmen zur Umsetzung eines breiten Spektrums an Gebäudeprofi-
len. Die gewählte Systematik schließt Fehlentwicklungen aus. Sie ist auch für den Außenste-
henden (z.B. Anlieger) nachvollziehbar und damit kontrollierbar. Gebäude mit einer tiefen 
Grundrissgestaltung und relativ steiler Dachneigung werden durch die festgesetzte Gesamt-Ge-
bäudehöhe in ihrer Gesamthöhe fixiert. Schmale Gebäude mit relativ flacher Dachneigung wer-
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den durch die festgesetzte Wandhöhe auf ein geeignetes Erscheinungsbild begrenzt. Die erziel-
baren Rauminhalte der Gebäude werden auf ein städtebaulich vertretbares Maß beschränkt.                
Die Höhe des natürlichen Geländes ist durch die eingearbeiteten Höhenlinien eindeutig be-
stimmt. 

 − Bei den festgesetzten Wand- und Firsthöhen wird unterschieden zwischen Hauptgebäuden mit 
Terrassengeschoss, Hauptgebäuden mit Sattel-, Walm- oder Zeltdach, Hauptgebäuden mit 
Pultdach und Hauptgebäuden mit Flachdach. Bei Hauptgebäuden mit Sattel-, Walm- bzw. 
Zeltdach und Hauptgebäuden mit Flachdach geht die Bestimmung der höchstzulässigen Punkte 
eindeutig aus den textlichen Festsetzungen hervor. Bei Hauptgebäuden mit Terrassengeschoss 
(A) bzw. Hauptgebäuden mit Pultdach (B) ist die Bestimmung der höchstzulässigen Punkte auf 
Grund festgesetzter Einschränkungen schwieriger. Für diese beiden Arten ist hier daher ein 
Schema dargestellt. 

 

  Die festgesetzte offene Bauweise wird nicht weiter differenziert. Sie kann damit alternativ als Ein-
zel-, Doppelhaus oder Hausgruppe umgesetzt werden. Die Festsetzung einer offenen Bauweise 
beschränkt die Längenentwicklung von Baukörpern auf max. 50 m. Die Eignung zur Bebauung als 
Einzel- oder Doppelhaus sollte für jedes Grundstück unabhängig von der jeweils festgesetzten Bau-
weise von den Interessenten geprüft werden.  

  Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind so festgesetzt, dass sie über die mögliche 
Größe der Gebäude auf Grund der Nutzungsziffern (zulässige Grundfläche) hinausgehen. Dadurch 
entsteht für die Bauherrschaft zusätzliche Gestaltungsfreiheit für die Anordnung der Gebäude im 
Grundstück. Die Baugrenzen reichen über die durch die einzelnen Bauvorhaben bedingten Grund-
stücksgrenzen hinweg. Dadurch wird die Möglichkeit geschaffen, im Rahmen der Vergabe der 
Grundstücke flexible Aufteilungen durchzuführen. Nebengebäude (z.B. Garagen) sind auch inner-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) zulässig. Zudem sind Stellplätze und Ga-
ragen sowie die gemäß § 14 BauNVO zulässigen Nebenanlagen auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen (Baugrenzen) zulässig, so dass hier weitere Flexibilität für die Bauherren er-
möglicht wird. Auf Grund der getroffenen Einschränkungen zur Lage und Höhe von untergeordneten 
Nebenanlagen und baulichen Einrichtungen außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
(Baugrenzen) sind Fehlentwicklungen ausgeschlossen. 
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  Für die privaten Gärten wird sowohl die Höhe als auch die Zulässigkeit von baulichen Anlagen 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen verbindlich geregelt. Auf der Grundlage der §§ 12, 
14 und 23 BauNVO werden Vorgaben für die Zulässigkeit von nicht störenden und ortstypischen 
Anlagen getroffen. Dies trägt dazu bei, Unklarheiten im Umgang mit Rechtsvorschriften bei der 
Bauherrschaft auszuräumen (Zulässigkeit und Genehmigungs- bzw. Verfahrensfreiheit). Die Aus-
weisung einer speziellen Fläche für Garagen ist nicht in jedem Fall erforderlich, da Garagen ebenso 
innerhalb der Baugrenzen errichtet werden können. Grundsätzlich ausgeschlossen werden Mobil-
funkanlagen (fernmeldetechnische Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 2 BauNVO). Der Ausschluss die-
ser Anlagen ist erforderlich, um dem Vorsorgegedanken Rechnung zu tragen. Genaue Auswirkungen 
auf die Gesundheit des Menschen sind zum Zeitpunkt der Planaufstellung noch nicht bekannt bzw. 
abgesichert. Gleichzeitig soll vermieden werden, dass durch das Erscheinungsbild der Anlagen eine 
negative optische Wirkung auf das Wohngebiet entstehen könnte. Die Bewohner könnten durch die 
Anlagen nachhaltig in ihrem Wohlbefinden beeinträchtigt werden, auch dann, wenn keine unmit-
telbare strahlentechnische Beeinträchtigung gegeben wäre. Ferner werden Nebenanlagen zur Er-
zeugung von Energie durch Windkraft gem. § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO bzw. § 14 Abs. 2 BauNVO 
ausgeschlossen, um Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes sowie Konflikte mit dem 
Naturraum in diesem Übergangsbereich zur freien Landschaft zu vermeiden. Gemäß § 12 Abs. 3 
BauNVO werden Garagen im Erdgeschoß der Hauptgebäude auf maximal 50 % der Grundfläche 
des Hauptgebäudes beschränkt, um städtebauliche Konflikte im Hinblick auf Zufahrten von der 
Erschließungsstraße zu vermeiden. 

  Die Festsetzung der maximal zulässigen Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden für den Typ 2 
und den Typ 3 erfolgt aus städtebaulichen Gründen. Auf Grund der Lage des Plangebietes im 
Hauptort von Ertingen wäre bei einer zu starken Bewohnerdichte mit einer Fehlentwicklung zu 
rechnen. Die überwiegende Zahl der Grundstücke ist auf Grund der o.g. Gesamtkonzeption nicht 
dafür vorgesehen, mit Gebäuden, die eine hohe Wohnungsanzahl aufweisen, bebaut zu werden. 
Gleiches gilt für die Erschließungssituation. Die innerhalb des Gebietes und im Umfeld geplanten 
bzw. vorhandenen Frei- und Begegnungsflächen sind auf eine Bebauung überwiegend mit Ein- bis 
Dreifamilienhäusern sowie Doppelhäusern ausgelegt. Die vorgenommenen Einschränkungen der 
Anzahl der Wohnungen sollen darüber hinaus verhindern, dass es zu einer zu starken Versiegelung 
der Freiflächen in dem gesamten Bereich kommt (Terrassen, Stellplätze, Zufahrten). Eine Beschrän-
kung der Wohnungsanzahl im Bereich des Typ 1, in dem Geschosswohnungsbauten möglich sein 
sollen, wird nicht vorgenommen.  

  Der Ausschluss von oberirdischen Niederspannungs-Freileitungen erfolgt aus städtebaulichen Grün-
den. Neben den Anforderungen für die einzelnen Baugrundstücke und Gebäude werden dadurch 
für die Erschließungsträger Vorgaben zur Ausführung von (in der Regel neu zu errichtenden) Anla-
gen getroffen, die dazu führen, dass das landschaftliche Umfeld geschützt wird. 

  Auf die Festsetzung von maximalen Erdgeschossfußbodenhöhen wird verzichtet. Dadurch entsteht 
ausreichend Flexibilität zur Einstellung der Gebäude im Gelände. Zusätzlich ist damit der Anreiz 
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verbunden, zur Optimierung des innergebäudlichen Profils eine moderate Höhenlage des Erdge-
schossfußbodens zu wählen. Durch die o.g. Fixierung auf Wand- und Gesamthöhen bleiben Fehl-
entwicklungen ausgeschlossen.  

 
7.2.7  Infrastruktur  

  Die Festsetzung eines Leitungsrechtes im südlichen Bereich erfolgt zur Sicherstellung, dass ein Re-
genwasserkanal zur Ableitung von nicht sickerfähigem Niederschlagswasser in diesem Bereich um-
gesetzt und gewartet werden kann. 

  Die Ausführungen hinsichtlich der Berücksichtigung der Lage der Hauskontrollschächte ist hinweis-
lich zu sehen, da deren genaue Lage zum Zeitpunkt der Planaufstellung noch nicht bekannt ist. Die 
Hauskontrollschächte sind nicht überbaubar. Die konkrete Umsetzung erfolgt im Rahmen der Er-
schließungsmaßnahmen. Die Bauherrschaft wird daher im Rahmen der Festsetzung zu den über-
baubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) vorsorglich darauf hingewiesen, dass in den Bereichen 
der Hauskontrollschächte keine Bebauung möglich sein wird, um architektonische Umplanungen 
bzw. Missverständnisse hinsichtlich der Überbaubarkeit der Grundstücke zu vermeiden. 

  Eine Trafostation ist erforderlich. Hierfür wird im Bebauungsplan eine besondere Fläche für Versor-
gung festgesetzt.  

  Eine Wertstoff-Insel innerhalb des überplanten Bereiches ist nicht erforderlich. Für den Ortsteil sind 
bereits ausreichend Wertstoff-Inseln an geeigneten Stellen vorhanden.  

  Neben den o.g. Einrichtungen zur unmittelbaren Wohnumfeldverbesserung sind in räumlicher Nähe 
wichtige Infrastruktureinrichtungen des Ortes zu Fuß erreichbar (Hallenbad, Gemeinschaftsschule, 
Sportanlagen). 

 
7.2.8  Verkehrsanbindung und Verkehrsflächen 

  Das auszuweisende Baugebiet ist über die Einmündungen in die "Dürmentinger Straße" ausrei-
chend an das Verkehrsnetz angebunden. Über diese bestehen weitere Verbindungen im Gemein-
degebiet sowie ein Anschluss an die nördlich des Plangebietes verlaufende Kreisstraße K 7537.  

  Fahrradwege und Fußwege befinden sich entlang der "Dürmentinger Straße" sowie südlich und 
östlich entlang des Plangebietes im Bereich der angrenzenden Freiflächen. 

  Die innere Erschließung des Baugebietes erfolgt über Wege und Flächen, die die geplante Wohn-
umfeldqualität unterstützen. Es sind gestalterische Maßnahmen vorgesehen, die eine Verlangsa-
mung des Verkehrs unterstützen. Gleichzeitig sind an den maßgeblichen Stellen Fußwege und Fuß-
wegverbindungen vom und ins Baugebiet vorgesehen. Die Regelquerschnitte der Wege sowie die 
Bemessung der Wendemöglichkeiten und der Ausrundungen im Bereich der Einmündungen sind 
entsprechend der einschlägigen Richtlinien entworfen. Dadurch ist die problemlose Benutzung 
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durch dreiachsige Lkw (Einsatzfahrzeuge) sichergestellt. Durch einmaliges Zurückstoßen können 
diese Fahrzeuge einen Wendevorgang gefahrlos abschließen. Der an den maßgeblichen Stellen 
vorgesehene Regelquerschnitt von 5,50 m ist für einen Begegnungsfall von einem Lkw und einem 
Pkw bei verlangsamter Geschwindigkeit ausgelegt.  

  In den Einmündungsbereichen in die Dürmentinger Straße ist die Verkehrssicherheit durch Zufahrts-
verbote zu den Grundstücken gewährleistet. Außerdem dürfen die Grundstücke entlang der Dür-
mentinger Straße, auf Grund des bestehenden Grunstreifens und Fußweges, nicht von dort ange-
fahren werden. Zusätzlich dürfen die Baugrundstücke am Siedlungsrand nicht von Süden bzw. Os-
ten angefahren werden. 

  In den Einmündungsbereichen ist die Verkehrssicherheit durch Festsetzung von Sichtflächen und 
entsprechenden Ausrundungen gewährleistet.  

  Die Planung berücksichtigt die vorhandenen Fußwegebeziehungen und bindet diese in das Ge-
samtkonzept ein. Für den Fußgänger besteht somit z.B. die Möglichkeit von den vorgesehenen 
Erschließungsstraßen zu den bestehenden Fuß- und Feldwegen südlich und östlich des Plangebie-
tes zu gelangen.  

  Die Festsetzung von Höhenpunkten im Bereich der geplanten Erschließungsstraßen ist nicht erfor-
derlich. Die exakte Planung der Höhenlage der Erschließungsanlage wird durch das beauftragte 
Ingenieurbüro vorgenommen.  

 
7.2.9  Nutzungskonflikt-Lösung, Immissionsschutz 

  Nutzungskonflikte auf Grund von Verkehrslärm und/oder gewerblichen Lärms bzw. anderen Immis-
sionen sind nicht erkennbar.   

  Die überplanten Flächen und die unmittelbar angrenzenden Flächen sind nach Auskunft der Fach-
behörden frei von Altlasten.  

  Auf mögliche temporäre Konflikte auf Grund von Immissionen der angrenzenden Landwirtschaft ist 
hingewiesen. 

 
7.2.10  Wasserwirtschaft 

  Die Gemeinde verfügt über ein Trennsystem zur Entsorgung der Abwässer.  

  Das anfallende Schmutzwasser wird der gemeindlichen Kläranlage zugeführt. Die Anlage ist aus-
reichend dimensioniert.  

  Das anfallende Niederschlagswasser wird auf Grund mangelnder Sickerfähigkeit im Bereich des 
Plangebietes über Regenwasserkanäle angeleitet.  
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  Das Baugebiet wird an die gemeindlichen Frischwasserleitungen angeschlossen. Dadurch ist eine 
einwandfreie Trinkwasserversorgung gewährleistet.  

  Durch die für ein Wohngebiet begrenzten Grundflächen und die Festsetzung von wasserdurchlässi-
gen Belägen für Stellplätze, Zufahrten etc. wird der Versiegelungsgrad der Baugrundstücke verrin-
gert bzw. begrenzt. Hiermit wird den Belangen Hochwasserschutz und Starkregenvorsorge Rech-
nung getragen. 

  Auf Grund der Aufschlüsse und Erfahrungen aus der unmittelbaren Umgebung des überplanten 
Bereiches im Rahmen von Bauvorhaben aus der jüngeren Zeit kann davon ausgegangen werden, 
dass keine ungewöhnlichen Grundwasserverhältnisse vorliegen.  

 
7.2.11  Geologie  

  Die Flächen sind aus geologischer Sicht für eine Bebauung geeignet. Mit landschaftstypischen und 
ortsüblichen Erschwernissen bei der Ausführung der Baumaßnahmen muss jedoch gerechnet wer-
den. 

  Durch die Art der Festsetzung der Gebäudehöhen und der Höhenbezüge in Verbindung mit der zu 
entwickelnden Erschließungsplanung wird die Masse des anfallenden Erdaushubes minimiert.  

 
7.2.12  Gebäudetypen 

  Durch die verschiedenen Gebäudetypen wird eine Anpassung bezüglich der einzelnen Kenngrößen 
(z.B. Grundfläche und Höhe) an die jeweilige städtebauliche Situation wie folgt erreicht: 

 − Typ 1 ist im westlichen Bereich direkt an den beiden Hauptzufahrten zum Baugebiet von der 
"Dürmentinger Straße" vorgesehen. Auf Grund der festgesetzten Grundflächenzahl sowie der 
Wand- und Gesamt-Gebäudehöhen sind hier Geschosswohnungsbauten umsetzbar. 

 − Typ 2 ist im restlichen Teil der Planung vorgesehen. Er verkörpert den kompakten, flächenspa-
renden und flexiblen Typ und kann als Einzel-, Doppelhaus oder Hausgruppe umgesetzt wer-
den. 

 − Typ 3 ist im nördlichen Bereich der Planung, im Übergang zum Bestandsgebiet vorgesehen. Er 
verkörpert den Bebauungstyp "Kleines Gebäude/TinyHouse". Dieser wird in der Gemeinde Ert-
ingen aktuell auch nachgefragt. 
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8  Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB), Konzept zur Grünordnung 

  

8.1  Umweltprüfung und Abarbeitung der Eingriffsregelung bei beschleunigtem Verfahren 
gem. § 13a BauGB  

8.1.1  Umweltprüfung  

  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Erstellung eines Um-
weltberichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht 
erforderlich, da die Aufstellung des Bebauungsplanes "Gruber II" im beschleunigten Verfahren er-
folgt (gem. § 13b BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

 
8.1.2  Abarbeitung der Eingriffsregelung  

  Ein Ausgleich bzw. eine Abarbeitung der Eingriffsregelung ist nicht erforderlich. Eingriffe, die auf 
Grund des Bebauungsplanes "Gruber II" zu erwarten sind, gelten als im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig (gem. § 13b BauGB i.V.m. 
§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). 

 
8.2  Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB)  

8.2.1  Bestandsaufnahme  

  Das Plangebiet liegt am nordöstlichen Siedlungsrand der Gemeinde Ertingen. Es grenzt im Norden, 
Nordwesten und Westen an bestehende Wohnbebauung an. Im Westen trennen die Dürmentinger 
Straße und ein parallel verlaufender Radweg das Plangebiet von der bestehenden Bebauung ab. 
Im Osten wird das Gebiet durch einen Feldweg sowie eine 20 m breite Streuobstwiese begrenzt. 
Auch im Süden verläuft entlang der Plangebietsgrenze ein Weg. Jenseits der Streuobstwiese sowie 
des südlich angrenzenden Weges schließt die freie Landschaft an. Diese Flächen werden wie auch 
das Plangebiet selbst landwirtschaftlich genutzt (Grünland/Acker). 

  Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt; Biotopverbund (Tiere und Pflanzen; § 1 
Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Im Plangebiet selbst besteht im Moment eine landwirtschaftlich 
genutzte Fläche mit vorwiegendem Getreideanbau. Im Südwesten des Plangebietes befindet sich 
intensiv genutztes Grünland. Im Norden besteht eine Wiese mit Einzelbäumen. 

Um zu prüfen, ob im überplanten Bereich artenschutzrechtlich relevante Arten vorkommen, wurde 
das Gebiet im Mai 2019 durch einen Biologen begangen (siehe artenschutzrechtlicher Kurzbericht 
des Büros Sieber vom 21.12.2020). Dabei fanden sich in den Bäumen im Plangebiet selbst keine 
als Lebensraum in Frage kommenden Asthöhlen. Die Baumreihe im Westen und die Streuobstwiese 
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im Osten des Plangebietes bieten hingegen Nahrungs- und Bruthabitate für verschiedene Vogelar-
ten. So wurden in der angrenzenden Bepflanzung sowie der Bestandsbebauung u.a. Buchfink, 
Girlitz, Grünfink, Amsel, Ringeltaube, Haurotschwanz und Blaumeise nachgewiesen. Die Streuobst-
wiese eignet sich zudem auch als Nahrungslebensraum für Fledermausarten. Desweiteren wurden 
südöstlich und östlich des Plangebietes in etwa 150-200 m Entfernung zwei Feldlerchenreviere 
nachgewiesen. Gemäß LUBW befinden sich im weiteren Umfeld zudem Brutvorkommen des Rot-
milans. Im Jahr 2021 wurde zusätzlich eine tiefergehende Untersuchung zu Vögeln, Fledermäusen 
und Reptilien durchgeführt (siehe artenschutzrechtliches Fachgutachten vom 13.09.2021, ergänzt 
am 05.11.2021). Entlang der Baumreihe im Südwesten wurde ein Staren-Brutpaar nachgewiesen. 
Innerhalb des Streuobstbestandes kommen ubiquitäre Zweigbrüter sowie der Bluthänfling vor. 
Nachweise streng geschützter Reptilienarten gelangen nicht. Von der Artengruppe der Fledermäuse 
wurde v.a. die Zwerfgfledermaus und vereinzelt u.a. auch Vertreter der Gattung Myotis (v.a. Kleine 
Bartfledermaus) nachgewiesen. Die Zwergfledermaus nutzt regelmäßig die Gehölzbestände außer-
halb des Plangebietes. Mausohren wurden im Streuobstbestand auf Höhe der Bestandsbebauung, 
nordöstlich des Plangebietes nachgewiesen. 

  Schutzgebiete/Biotope (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): Die nächsten gem. § 33 NatSchG 
BW kartierten Biotope liegen etwa 230 m weiter nördlich ("Feldgehölz im Gewann 'Rauher Lehen', 
nordöstlich Ertingen", Nr.1-7822-426-0017, "Feldgehölze im Rauhem Lehen NO Ertingen", Nr. 2-
7822-426-2702), sowie 230 m weiter südlich ("Feldgehölz 'beim 'hohen Kreuz' östlich Ertingen", 
Nr. 1-7922-426-0001). Etwa 430 m südlich befindet sich ein weiteres Biotop ("Hecke und Feld-
gehölz südwestlich Ertingen", Nr. 1-7922-426-0002). Etwa 300 m südlich befindet sich das Land-
schaftsschutzgebiet "Ostrand des Donau- und Schwarzachtales zwischen Marbach Riedlingen" 
(Nr. 4-26-030). Zudem befindet sich südwestlich von Ertingen in etwa 1 km Entfernung zum Plan-
gebiet der Naturpark "Obere Donau" (Nr. 4). 

  Schutzgut Boden, Geologie und Fläche (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Das Plangebiet gehört 
größtenteils geologisch betrachtet zur Dürmentingen-Subformation Glaziale Diamikte, Kiese und 
Sande (auch Blockmoränen) aus dem Rheingletscher-Vorstoß zum Altmoränen-Innenwall. Im Süd-
osten ist ein geringer Teil des Plangebietes durch Löss geprägt. Hieraus haben sich hier Parabraun-
erden mit hoher bis sehr hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit, mit einer mittleren bis hohen Funk-
tion als Ausgleichskörper im Wasserkreislauf und einer hohen Funktion als Filter und Puffer für 
Schadstoffe, entwickelt. Der im Plangebiet vorherrschende Bodentyp ist die Parabraunerde aus 
Löss-Fließerde über interglazialem Bodenrelikt aus rißzeitlichen Moränenablagerungen. Die Bo-
denfunktionen werden hier als hoch im Bereich der natürlichen Bodenfruchtbarkeit und der Funk-
tion als Filter und Puffer für Schadstoffe und als mittel bis hoch in der Funktion als Ausgleichskörper 
im Wasserkreislauf eingestuft. Die Böden sind vollständig unversiegelt, aber deutlich anthropogen 
überprägt (großflächig in geringem Umfang Verdichtung durch Befahrung mit Mähfahrzeugen; 
zudem Eintrag von Dünger und evtl. Pflanzenschutzmitteln; vermutlich auch Bodenumbruch und 
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Grünlandeinsaat). Auf Grund der derzeitigen Nutzung können die vorkommenden Böden ihre Funk-
tion als Ausgleichskörper im Wasserhaushalt sowie als Filter und Puffer für Schadstoffe noch wei-
testgehend unbeeinträchtigt erfüllen.  

  Schutzgut Wasser/Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Oberflächengewässer be-
finden sich nicht im Plangebiet oder unmittelbar angrenzend. Auch auf Grund der weitgehend ebe-
nen Geländelage ist nicht mit Überflutungsproblemen z.B. durch Hangwasser in Folge von Starkre-
genereignissen zu rechnen. Abwässer fallen derzeit im Plangebiet nicht an. Das Niederschlagswas-
ser versickert breitflächig über die belebte Bodenzone. 

Über den genauen Grundwasserstand ist nichts bekannt. Auf Grund der Lage des Plangebietes in 
Verbindung mit der Beschaffenheit der anstehenden Böden ist nicht mit oberflächennah anstehen-
dem Grundwasser zu rechnen. 

  Schutzgut Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a und h 
BauGB): Bei dem überplanten Bereich handelt es sich um eine offene Fläche, die der lokalen Kalt-
luftproduktion dient. Die wenigen Gehölze tragen in geringem Umfang zur Frischluftbildung bei. 
Da die umliegende Bebauung eher kleinteilig ist (Ein- und Zweifamilienwohnhäuser mit Gärten), 
kommt der Fläche keine besondere kleinklimatische Bedeutung zu. 

Größere Gewerbegebiete oder Verkehrswege, die zu einer relevanten Schadstoffanreicherung in der 
Luft führen könnten, liegen nicht in räumlicher Nähe zum Plangebiet. Insgesamt ist wegen der 
Lage im ländlichen Raum von einer nur gering vorbelasteten Luftqualität auszugehen. 

  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Das Plangebiet liegt im 
Nordosten des Naturraums der "Donau-Iller-Lech-Platte". Bei der Fläche handelt es sich um eine 
landwirtschaftlich genutzte Fläche, die östlich an die Gemeinde Ertingen angrenzt. Der überplante 
Bereich schließt im Norden und Westen an bestehende Wohnbebauung an. Die Einsehbarkeit des 
Plangebietes wird im Westen durch bestehende Gehölzstrukturen sowie im Osten durch eine an-
grenzende Streuobstwiese begrenzt. Westlich der Streuobstwiese sowie südlich des Plangebietes 
schließt die freie Landschaft an, wodurch das Plangebiet vor allem von Süden aus einsehbar ist. 
Im Süden und Osten verlaufen Wege, welche als Wanderwege von Erholungssuchenden genutzt 
werden.  

  
8.2.2  Auswirkungen der Planung 

  Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt; Biotopverbund (Tiere und Pflanzen; § 1 
Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Durch die Errichtung der Baukörper und Verkehrsflächen und die 
damit einhergehende Versiegelung geht der Lebensraum der im Bereich des Ackers/Grünlandes 
vorkommenden Tiere und Pflanzen verloren. Bestehende Bäume werden voraussichtlich erhalten. 
Da das Plangebiet am Ortsrand liegt, ist nicht mit der Zerschneidung von Lebensräumen zu rechnen. 
Da es sich im Bestand um eine aus naturschutzfachlicher Sicht wenig hochwertige Fläche mit deut-
lichen Störeinflüssen durch die umliegenden Straßen und Gebäude handelt, ist der Eingriff für das 
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Schutzgut als gering einzustufen. Hinsichtlich artenschutzrechtlich relevanter Arten ist von keinem 
Konfliktpotenzial auszugehen (s. artenschutzrechtliches Fachgutachten vom 13.09.2021, ergänzt 
am 05.11.2021). 

  Schutzgebiete/Biotope (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): Auf Grund der Entfernung, die zu 
den o.g. Biotopen und Schutzgebieten besteht, sowie der im Bebauungsplan festgesetzten Maß-
nahmen und weil wegen der teilweise dazwischen liegenden Bebauung keine funktionalen Bezie-
hungen anzunehmen sind, sind keine erheblichen Beeinträchtigungen der Biotope und Schutzge-
biete zu erwarten. 

  Schutzgut Boden, Geologie und Fläche (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Durch die mit der Pla-
nung ermöglichte Bebauung und die damit einhergehende Versiegelung werden die Funktionen 
der betroffenen Böden beeinträchtigt bzw. gehen ganz verloren. Im Bereich der neuen Baukörper 
und Zufahrtsflächen kommt es zu einer Abtragung der oberen Bodenschichten. Die versiegelten 
Flächen können nicht mehr als Standort für Nutzpflanzen oder die natürliche Vegetation dienen 
und bieten Bodenorganismen keinen Lebensraum mehr. Zudem wird das eintreffende Nieder-
schlagswasser in diesen Bereichen nicht mehr gefiltert und gepuffert. Die Größe der voraussichtlich 
versiegelten Flächen ist insgesamt vergleichsweise groß, da es sich um 52 Baugrundstücke handelt.  

  Schutzgut Wasser/Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Das auf den befestigten 
Flächen anfallende Niederschlagswasser soll in ein neu zu errichtendes Retentionsbecken südlich, 
außerhalb des Plangebietes eingeleitet werden. Zudem soll eine kleine Retentionsmaßnahme im 
Nordwesten des Plangebiets errichtet, da einige Baugrundstücke im Norden aufgrund der Topogra-
phie nicht in das südliche Retentionsbecken entwässern können. Durch die für ein Wohngebiet 
begrenzten Grundflächen und die Festsetzung von wasserdurchlässigen Belägen für Stellplätze, 
Zufahrten etc. wird der Versiegelungsgrad der Baugrundstücke verringert bzw. begrenzt. Hiermit 
wird den Belangen Hochwasserschutz und Starkregenvorsorge Rechnung getragen. Oberflächig ab-
fließendes Niederschlagswasser in Folge von Starkregenereignissen wird im Rahmen der Entwäs-
serungsplanung berücksichtigt. Das anfallende Schmutzwasser wird getrennt gesammelt und über 
das bestehende Mischwassersystem der Kläranlage zugeführt.  

In Folge der eingeschränkten Durchlässigkeit der Böden für Niederschlagswasser verringert sich 
unter Umständen die Grundwasserneubildungsrate. Der fehlende Wasserrückhalt hat auch Auswir-
kungen auf die Regulierung des Grundwassers, wodurch es zu einer geringfügigen Beeinträchtigung 
des lokalen Wasserkreislaufes kommen kann.  

  Schutzgut Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a und h 
BauGB): Durch die Bebauung der landwirtschaftlich genutzten Flächen wird die Kaltluftbildung im 
Plangebiet unterbunden und auf die angrenzenden Offenflächen beschränkt. Durch die Versiege-
lung kann es zur Erwärmung kommen. Aufgrund der Festsetzungen zu den öffentlichen und priva-
ten Grünflächen, der Pflanzbindung und der begrünten Dächer und Außenwände sind jedoch keine 
erheblichen kleinklimatischen Veränderungen zu erwarten. 
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  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Durch die in Ortsrand-
lage geplanten Baukörper erfährt die Erlebbarkeit des landschaftlichen Umfeldes eine geringfügige 
Beeinträchtigung. Für die angrenzenden, bereits bebauten Grundstücke ist mit einer geringen Ein-
buße an der Erlebbarkeit zu rechnen (Ausblick auf Offenland). Auf Grund der entlang des Plange-
bietes verlaufenden Wege wird in diesem Bereich auch die Naherholung geringfügig beeinträchtigt. 
Die Wege in die freie Landschaft sind für die Öffentlichkeit jedoch weiterhin in gleichem Maße 
nutzbar. Die getroffenen Festsetzungen und bauordnungsrechtlichen Vorschriften stellen zudem si-
cher, dass die Auswirkungen auf die benachbarten Anlieger begrenzt bleiben und sich die neu 
hinzukommende Bebauung gut in die gewachsene Struktur einfügt. Da die geplante Bebauung 
eingebettet in die bestehende Bebauung liegt, verlagert sich der Ortsrand nur geringfügig weiter 
in die freie Landschaft hinaus. Die Einsehbarkeit von Osten ist durch die bestehende Streuobstwiese 
stark eingeschränkt. 

  
8.2.3  Konzept zur Grünordnung 

  Das Konzept zur Grünordnung berücksichtigt den Bestand und die Auswirkungen der Planung wie 
folgt: 

  Die öffentlichen Grünflächen als Durchgrünung sind mit einer gebietsheimischen Saatgutmischung 
anzusäen und durch zweischürige Mahd (1. Mahd nicht vor dem 15. Juni) bei Verzicht auf Dün-
gung und mit Abtransport des Mahdgutes extensiv zu pflegen. Zudem ist eine Mindestzahl von 
Gehölzen zu pflanzen. Dadurch wird eine angemessene Ein- und Durchgrünung der Bebauung ge-
währleistet. Zudem verbessert sich hierdurch der Lebensraumwert der Flächen für siedlungstypische 
Tierarten. 

  Durch die Festsetzung, dass pro 500 m² angefangener privater Grundstücksfläche mindestens 
1 Laubbaum zu pflanzen ist, wird eine ausreichende Durchgrünung des Baugebietes gewährleistet. 

  Durch die Festsetzung von Pflanzlisten wird die Verwendung standortgerechter, heimischer Gehölze 
gesichert. Bei der Auswahl der festgesetzten Gehölzarten wurde auf eine Verwendung standortge-
rechter, heimischer Bäume und Sträucher geachtet. Einheimische Bäume und Sträucher bilden die 
Grundlage vieler Nahrungsketten und dienen der Erhaltung des Lebensraumes für Kleinlebewesen. 
Sie sollten deshalb gegenüber neophytischen Ziergehölzen vorgezogen werden. 

  Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau gelten, speziell die in 
der Verordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit genannten, werden durch die Planung 
ausgeschlossen. Hierdurch sollen Gefährdungen der im Umkreis bestehenden sowie der zu pflan-
zenden Gehölze vermieden werden. 

  Damit die privaten Zier- und Nutzgärten möglichst naturnah gestaltet werden sowie aus gestalte-
rischen Gründen sind im Übergangsbereich zur freien Landschaft sowie in Bereichen, die an öffent-
liche Flächen angrenzen, ausschließlich Laubgehölze zulässig. 
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  Die Pflanzung von Sträuchern, die nicht in der Pflanzliste festgesetzt sind (z. B Ziersträucher), wird 
auf max. 5 % der Grundstücksfläche zugelassen. Auf diese Weise soll zu einem gewissen Grad auch 
eine Bepflanzung mit nicht heimischen Gehölzen ermöglicht werden, ohne dass Fehlentwicklungen 
hinsichtlich naturschutzfachlicher oder landschaftsästhetischer Belange zu erwarten sind. 

  Die Bepflanzung der Außenfassade dient dem Beitrag zum Klimaschutz. Sie verbessert zum einen 
das Kleinklima durch die Evaporations- und Transpirationsleistungen der Pflanzen; Staub und Luft-
schadstoffe werden gefiltert und gebunden. Zum anderen bietet eine begrünte Außenfassade auch 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere. 

  Die Verwendung versickerungsfähiger Beläge für Stellplätze, Zufahrten u.a. untergeordnete Wege 
auf den privaten Baugrundstücken wird festgesetzt, um die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens 
weitestgehend zu erhalten und damit die Abnahme der Versickerungsleistung des Bodens durch 
die Versiegelung zu minimieren. 

  Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei werden für baukonstruktive Elemente, die groß-
flächig mit Niederschlagswasser in Berührung kommen, zum Schutz des Bodens und des Grund-
wassers ausgeschlossen. 

  Zum Schutz nachtaktiver Insekten wird festgesetzt, dass als Außenbeleuchtung nur mit Lichtstrahl 
nach unten gerichtete, vollständig insektendicht eingekofferte (staubdichte) LED-Lampen oder nach 
dem Stand der Technik vergleichbare insektenschonende Lampentypen mit einer maximalen Licht-
punkthöhe von 4,50 m verwendet werden dürfen. 

  Um fehlgeleitete Eiablagen von wassergebundenen Insekten zu vermeiden, sind nur solche Photo-
voltaik-Module zulässig, die weniger als 6 % Licht reflektieren (je Solarglasseite 3 %). Dies wird 
von Elementen erfüllt, die entspiegelt und monokristallin sind sowie deutliche Kreuzmuster aufwei-
sen. Elemente aus Strukturglas besitzen im Vergleich zu Floatglas deutliche Vorteile. 
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9  Begründung – Bauordnungsrechtlicher Teil  
  

9.1  Örtliche Bauvorschriften 

9.1.1  Regelungen über die Gestaltung der Gebäude 

  Die Dachformen für den Hauptbaukörper ermöglichen die Errichtung eines Satteldaches, Pultda-
ches, Flachdaches oder Walmdaches (auch als Zeltdach). Diese Dachformen entsprechen den Vor-
stellungen moderner Baukörper und sind bereits an anderer Stelle im Gemeindegebiet umgesetzt. 
Es erfolgt eine Klarstellung zu den unterschiedlichen Ausprägungen dieser Dachformen. Gleichzeitig 
sind Vorschriften zur Dachform getroffen, die eine auf den Einzelfall angepasste Bauform ermögli-
chen. Dies betrifft in erster Linie die untergeordneten Bauteile wie Dachgaupen, Garagen und Ne-
bengebäude. Regelungen für grundstücksübergreifende Gebäude mit einheitlicher Dachform und 
gleicher Firstrichtung (z.B. Doppel-, oder Reihenhaus) bezüglich einer einheitlichen Dachneigung 
oder eines profilgleichen Anbaus werden nicht getroffen, da solche Regelungen erfahrungsgemäß 
Probleme im bauaufsichtlichen Verfahren nach sich ziehen. Die Einengung auf eine einzelne Grad-
zahl stellt hierfür ebenfalls keine sinnvolle Alternative dar. Die Regelungen für Dachaufbauten ent-
binden nicht von der Beachtung anderer bauordnungsrechtlicher Vorschriften, speziell den Vor-
schriften zu den Abstandsflächen und den Vorschriften zum Brandschutz. 

Die ausführliche Definition des Pultdaches kann im Baugenehmigungsverfahren die Entscheidung 
erleichtern, ob es sich bei dem Dach eines Vorhabens um ein Pultdach handelt und ob demnach 
die sonstigen Festsetzungen zum Pultdach greifen (Firsthöhe und Dachneigung). Um ein Pultdach 
handelt es sich, wenn mindestens 75 % aller Dach-Ebenen des jeweiligen Hauptgebäudes zuei-
nander parallel sind. Die Fläche einer Dach-Ebene wird in der senkrechten Projektion auf die Fläche 
gemessen. 

  

 

 

 
  Das Spektrum für Dachneigungen ist im Sinne der Bauherrschaft breit gefasst. Es entspricht den 

ortsüblichen und landschaftstypischen Vorgaben und berücksichtigt zeitgemäße Bauformen. Durch 
die Festsetzung von Wand- und Gesamt-Gebäudehöhen ist die Möglichkeit ausgeschlossen, dass 
Gebäude eine nicht vertretbare Gesamthöhe erreichen könnten. Die Regelung der Dachneigung 
bezieht sich auch auf Terrassengeschosse, da diese ebenfalls andere Dachformen, wie z.B. ein Pult-
dach haben können.  

  Durch die Vorschriften zur parallelen Montage von Solar- und Photovoltaikanlagen auf geneigten 
Dächern soll eine zu dominante Wirkung der Anlagen auf den Außenbetrachter vermieden werden. 
Die getroffene Regelung schließt eine effiziente Nutzung der Anlagen nicht aus. Der angeführte 
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Abstand bis max. 0,40 m ist zwischen Oberkante Dachhaut und Oberkante Solar- bzw. Photovol-
taikanlage zu messen. Die Vorschrift zur Aufständerung von Solar- und Photovoltaikanlagen auf 
Flachdächern soll grundsätzlich eine effiziente Nutzung von Sonnenenergie auch auf diesen ermög-
lichen. Gleichzeitig soll eine zu dominante Wirkung der Anlagen auf den Außenbetrachter vermie-
den werden. Die getroffenen Regelungen führen daher in erster Linie zu einer Begrenzung des 
Aufständerungswinkels der Solarmodule im äußeren Dachbereich dieser Dachform. 

  Die Vorschriften über Materialien und Farben lassen dem Bauherrn bewusst ausreichend Spielraum 
zur Verwirklichung individueller Gestaltungswünsche. Sie orientieren sich einerseits an den umlie-
genden, landschaftsgebundenen Bauformen. Die Beschränkung auf die Dachfarben Rot bis Rot-
braun sowie Betongrau bis Anthrazitgrau führt zu einem homogenen und ruhigen Gesamtbild des 
Ortes. Die Farben entsprechen dem bisherigen Gebäudebestand im Bereich der bestehenden Sied-
lung westlich und nördlich des Plangebietes. Die Farben fügen sich zudem erfahrungsgemäß be-
sonders gut in die landschaftliche Situation ein.  

  Auf die Festsetzung eines Längen-/Breiten-Verhältnisses für die Baukörper wird verzichtet. Aus den 
o.g. Gründen wäre auch hier der Vollzug auf Grund der u.U. nicht eindeutig bestimmbaren Bezugs-
größen in Frage gestellt.  

 
9.1.2  Regelungen über die Gestaltung der Freiflächen in den Baugebieten (Baugrundstücke) 

  Auf Grund der beabsichtigten Durchlässigkeit der Freiflächen ist der Ausschluss von stark trennen-
den Elementen erforderlich. Einfriedungen sind deshalb in einer möglichst durchlässigen Bauweise 
auszuführen. Gleiches gilt auch für Stützmauern.  

 
9.2  Sonstige Regelungen 

9.2.1  Stellplätze und Garagen 

   Auf Grund der Lage des Gebietes im ländlichen Raum ist erfahrungsgemäß mit einer hohen Mobi-
lität der zu erwartenden jungen Familien zu rechnen. Um städtebauliche Fehlentwicklungen durch 
einen Mangel an Stellplätzen auszuschließen, hat sich die hier angewandte Regelung bewährt, da 
sie bereits bei sehr kleinen Wohnungsgrößen die Schwelle zum Nachweis von mehr als einem 
Stellplatz sieht. Die Verkehrsflächen so bemessen, dass den konkreten Erfordernissen des fließen-
den Verkehrs ausreichend Rechnung getragen ist. Die Belange des ruhenden Verkehrs sind insoweit 
berücksichtigt, als dass für den Besucherverkehr ausreichend Flächen zur Verfügung stehen. Es 
wurde hohen Wert auf eine wirtschaftlich bemessene Erschließung und eine geringe Versiegelung 
durch Verkehrsflächen gelegt. Die für die dort wohnende Bevölkerung erforderlichen Stellplätze 
können vom öffentlichen Verkehrsraum nicht aufgenommen werden, weshalb auf den privaten 
Flächen ausreichende Stellplätze nachgewiesen werden müssen. 
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10  Begründung – Sonstiges  
  

10.1  Umsetzung der Planung 

10.1.1  Maßnahmen und Zeitplan zur Verwirklichung 

  Eine Veränderungssperre ist nicht erforderlich. 

  Boden ordnende Maßnahmen (Grundstückstausch, Umlegung) sind nicht erforderlich und nicht ge-
plant. 

  Die Gemeinde beabsichtigt, die überwiegenden Flächenanteile in ihr Eigentum zu bringen und an 
geeignete Bauwerber weiter zu veräußern. 

  Der überplante Bereich könnte in verschiedenen Bauabschnitten erschlossen und verwirklicht wer-
den.  

 
10.1.2  Wesentliche Auswirkungen 

  Wesentliche Auswirkungen auf die gesamtgemeindliche Situation sind auf Grund des beschränkten 
Ausmaßes der zusätzlichen Bebauung sowie der Lage des Plangebietes nicht erkennbar. Die infra-
strukturellen Einrichtungen sind geeignet, die zusätzlichen Einwohner bzw. Einrichtungen zu ver-
sorgen. 

  Für die bereits bebauten Grundstücke ist mit einer geringen Einbuße an der Erlebbarkeit der freien 
Landschaft sowie des städtebaulichen Umfeldes zu rechnen (z.B. Ausblick). Auf Grund der getroffe-
nen Festsetzungen (Höhenbeschränkungen, überbaubare Grundstücksflächen) sind diese Auswir-
kungen als akzeptabel zu bewerten. 

  
10.2  Erschließungsrelevante Daten 

10.2.1  Kennwerte 

  Fläche des Geltungsbereiches: 3,69 ha  

  Flächenanteile:  

 
 Nutzung der Fläche Fläche in ha Anteil an der Gesamtfläche 

 Bauflächen als WA 3,04  82,4 %  

 Öffentliche Verkehrsflächen inkl. Begleitgrün 0,63  17,1 %  

 Öffentliche Grünflächen 0,03  0,5 %  
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  Verhältnis von Erschließungsfläche zur Nettobaufläche (innerhalb des Baugebietes): 20,7 %  

  Voraussichtliche Anzahl der Wohnungen im Wohngebiet: 72 

  Voraussichtliche Nettowohnungsdichte pro ha: 24 

  Voraussichtliche Anzahl der unterzubringenden Einwohner im Wohngebiet (Haushaltsziffer 2,5): 
180  

 

10.2.2  Erschließung  

  Abwasserbeseitigung durch Anschluss an: gemeindlichen Abwasserkanal 

  Wasserversorgung durch Anschluss an: gemeindliche Wasserversorgung 

  Die Löschwasserversorgung wird durch eine entsprechende Dimensionierung der Wasserleitungen 
in Verbindung mit einer ausreichenden Anzahl von Hydranten sichergestellt.  

  Stromversorgung durch Anschluss an: EnBW Regional Netz AG 

  Gasversorgung durch: Erdgas Südwest Netz 

  Müllentsorgung durch: Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Biberach 

  Die Gemeinde beabsichtigt, die anfallenden Kosten zur Herstellung der Erschließungsanlage nach 
BauGB (Straßen, Straßenentwässerung, Straßenbeleuchtung) im Rahmen der Grundstücksveräu-
ßerung in Rechnung zu stellen (so genannte Ablöseverträge).  

 

10.3  Zusätzliche Informationen 

10.3.1  Planänderungen 

  Für die in der Sitzung des Gemeinderates Ertingen beschlossenen Inhalte wurde bereits vor der 
Sitzung eine vollständige Entwurfsfassung (Fassung vom 21.09.2021) zur Verdeutlichung der 
möglichen Änderungen ausgearbeitet. Die in der Gemeinderatssitzung vorgenommenen Ände-
rungsbeschlüsse im Rahmen der nun vorgenommenen Abwägungen sind mit den Inhalten dieser 
Entwurfsfassung identisch. Die Änderungen umfassen folgende Punkte (ausführliche Abwägungen 
sind im Sitzungsprotokoll der Sitzung des Gemeinderates bzw. der Sitzungsvorlage der öffentlichen 
Sitzung des Gemeinderates vom 04.10.2021 enthalten): 

 − Festsetzung einer weiteren Baufläche als Allgemeines Wohngebiet (WA) im Norden statt der 
bisher festgesetzten öffentlichen Grünfläche; Verlegung des in diesem Bereich festgesetzten 
Fußweges nach Norden 

− Festsetzung einer Fläche für Versorgungsanlagen für Elektrizität; hier Umspannstation 
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− Festsetzung einer Beschränkung der Grundfläche von Garagen im Erdgeschoß der Wohnge-
bäude 

− Erhöhung der zulässigen Wand- und Gesamthöhen für Mehrfamilienhäuser um 1,00 m 

− Ergänzung der örtlichen Bauvorschrift zu Einfriedungen in dem Baugebiet hinsichtlich des Ab-
standes von Stützmauern zum Fahrbahnrand  

− Aufnahme eines Hinweises zur archäologischen Denkmalpflege 

− Aufnahme eines Hinweises zur Kriminalprävention 

− Hinweis zu Luftwärmepumpen 

− Aktualisierte artenschutzrechtliche Bewertung: Artenschutzrechtliches Fachgutachten vom 
13.09.2021 

− Redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 
  

  Für die in der Sitzung des Gemeinderates Ertingen beschlossenen Inhalte wurde bereits vor der 
Sitzung eine vollständige Entwurfsfassung (Fassung vom 10.11.2021) zur Verdeutlichung der 
möglichen Änderungen ausgearbeitet. Die in der Gemeinderatssitzung vorgenommenen Ände-
rungsbeschlüsse im Rahmen der nun vorgenommenen Abwägungen sind mit den Inhalten dieser 
Entwurfsfassung identisch. Die Änderungen umfassen folgende Punkte (ausführliche Abwägungen 
sind im Sitzungsprotokoll der Sitzung des Gemeinderates bzw. der Sitzungsvorlage der öffentlichen 
Sitzung des Gemeinderates vom 22.11.2021 enthalten): 

 − Aktualisierung des Artenschutzrechtlichen Fachgutachtens vom 13.09.2021, ergänzt am 
05.11.2021 

− Redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 
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11   Begründung – Auszug aus übergeordneten Planun-
gen 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ausschnitt aus dem Landesent-
wicklungsplan Baden-Württem-
berg 2002, Karte zu 2.1.1 
"Raumkategorien"; Darstellung 
als "ländlicher Raum im engeren 
Sinne" 
 

Ausschnitt aus dem Regionalplan 
Donau-Iller (1987), Landschaftli-
che Vorbehaltsgebiete (+++) 

 

Auszug aus dem rechtsgültigen 
Flächennutzungsplan, Darstel-
lung als Wohnbaufläche (W) in 
Planung 
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12   Begründung – Bilddokumentation 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Blick von Süden auf den Kreu-
zungsbereich "Dürmentinger 
Straße"/südlicher Feldweg; im 
Hintergrund die bestehende Be-
bauung entlang der "Dürmentin-
ger Straße" 

Blick von Süden über das Plan-
gebiet in Richtung Norden/Nord-
osten; im linken Bildbereich die 
"Dürmentinger Straße" 

Blick von Westen nach Osten ent-
lang des südlich des Plangebietes 
verlaufenden Feldweges samt der 
bestehenden Gehölzstrukturen 
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Blick von Osten nach Westen ent-
lang des südlich des Plangebietes 
verlaufenden Feldweges samt der 
bestehenden Gehölzstrukturen 
und dem Bildstock mit Bank; im 
Hintergrund die bestehende Be-
bauung entlang der "Dürmentin-
ger Straße" 

Blick von Süden nach Norden 
entlang des bestehenden Feldwe-
ges östlich des Plangebietes samt 
der angrenzenden Streuobst-
wiese; im linken Bildhintergrund 
die bestehende Bebauung ent-
lang der "Grangesstraße" 

Blick von Osten nach Westen 
über das Plangebiet; im Bildhin-
tergrund die bestehende Bebau-
ung entlang der "Dürmentinger 
Straße" (links) sowie der der 
"Grangesstraße" (rechts) 
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13   Verfahrensvermerke 
  

13.1  Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 Abs. 1 BauGB) 

 Der Aufstellungsbeschluss erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom 14.10.2019. Der Beschluss 
wurde am 31.10.2019 ortsüblich bekannt gemacht. 

 
 Ertingen, den 30.11.2021 ……………………… 
  (Jürgen Köhler, Bürgermeister) 

 
13.2  Beteiligung der Öffentlichkeit (gem. § 3 BauGB) 

 Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (gem. § 3 Abs. 1 BauGB) mit öffentlicher Unter-
richtung sowie Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung wurde abgesehen (gem. § 13b BauGB 
i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

Die öffentliche Auslegung fand in der Zeit vom 22.02.2021 bis 24.03.2021 (Billigungsbeschluss 
vom 08.02.2021; Entwurfsfassung vom 26.01.2021; Bekanntmachung am 11.02.2021) sowie 
in der Zeit vom 18.10.2021 bis 02.11.2021 (Billigungsbeschluss vom 04.10.2021; Entwurfsfas-
sung vom 21.09.2021; Bekanntmachung am 07.10.2021) statt (gem. § 3 Abs. 2 BauGB).  

 
 Ertingen, den 30.11.2021 ……………………… 
  (Jürgen Köhler, Bürgermeister) 

 

13.3  Beteiligung der Behörden (gem. § 4 BauGB) 

 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden im Rahmen einer schriftlichen 
frühzeitigen Behördenbeteiligung mit Schreiben vom 19.12.2019 unterrichtet und zur Äußerung 
aufgefordert (gem. § 4 Abs. 1 BauGB). 

Von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnahmen eingeholt 
(gem. § 4 Abs. 2 BauGB). Sie wurden mit Schreiben vom 23.02.2021 (Entwurfsfassung vom 
26.01.2021; Billigungsbeschluss vom 08.02.2021) sowie mit Schreiben vom 12.10.2021 (Ent-
wurfsfassung vom 21.09.2021; Billigungsbeschluss vom 04.10.2021) zur Abgabe einer Stellung-
nahme aufgefordert.  

 
 Ertingen, den 30.11.2021 ……………………… 
  (Jürgen Köhler, Bürgermeister) 
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13.4  Satzungsbeschluss (gem. § 10 Abs. 1 BauGB)  

 Der Satzungsbeschluss erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom 22.11.2021 über die Entwurfs-
fassung vom 10.11.2021. 

 
 Ertingen, den 30.11.2021 ……………………… 
  (Jürgen Köhler, Bürgermeister) 

 

13.5  Ausfertigung 

 Hiermit wird bestätigt, dass der Bebauungsplan "Gruber II" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 
in der Fassung vom 10.11.2021 dem Satzungsbeschluss des Gemeinderates vom 22.11.2021 zu 
Grunde lagen und dem Satzungsbeschluss entsprechen. 

 
 Ertingen, den 30.11.2021 ……………………… 
  (Jürgen Köhler, Bürgermeister) 

 

13.6  Bekanntmachung und Inkrafttreten (gem. § 10 Abs. 3 BauGB)  

 Der Satzungsbeschluss wurde am 02.12.2021 ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan 
"Gruber II" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu sind damit in Kraft getreten. Sie werden mit 
Begründung für jede Person zur Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Aus-
kunft gegeben. 

 
 Ertingen, den 13.12.2021 ……………………… 
  (Jürgen Köhler, Bürgermeister) 
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